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Gemeinde Bad Zwischenahn 

Bebauungsplan Nr. 156 – Rostrup, westlich Bachstelz enweg -  

 

Abwägung der Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteil igung der Behörden und  

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1)  BauGB  
 

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 

21.09.2022 

Ich nehme Bezug auf das dortige Anschreiben bezüglich des Be-
bauungsplanes Nr. 156 „westlich Bachstelzenweg“, hier Beteili-
gung der Träger Öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 1 Bau-
gesetzbuch (BauGB) und muss Ihnen hierzu mitteilen, dass sei-
tens des Landkreises Ammerland Bedenken gegen diesen Be-
bauungsplan bestehen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Die Gemeinde Bad Zwischenahn hat die Absicht, mit der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 156 - westlich Bachstelzenweg - 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Nachnutzung 
des ehemaligen Bundeswehrgeländes mit Bundeswehrkranken-
haus in Rostrup zu schaffen, ln fünf Bauabschnitten sollen dort 
ein Hotel, ein Ferienhausgebiet sowie allgemeine Wohngebiete 
in unterschiedlicher Verdichtung errichtet werden. Die verblei-
benden Freiflächen sollen für Sport- und Freizeitzwecke sowie 
Kompensationsmaßnahmen und als Bedarfsparkplatz genutzt 
werden. 

Die Hinweise zu den Planungszielen werden zur Kenntnis genommen. Für das Bau-
feld 1 wurden die Planungsziele geändert. Statt eines allgemeinen Wohngebietes 
werden zunächst Flächen für den Gemeinbedarf festgesetzt.  

Aufgrund der Bewerbung zur Landesgartenschau 20301 soll zunächst für das Bau-
feld 1 komplett die Wohnbebauung entfallen und zwei Gemeinbedarfsflächen entste-
hen. Die größere Fläche soll als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Parkanlage“ ausgewiesen werden. Neben den gärtnerisch gestalteten Grünanlagen 
sollen u.a. Ausstellungsgebäude, Toilettengebäude und gastronomische Nutzungen 
enthalten sein. Die Nutzungen finden im Regelfall tagsüber statt.  

Die Fläche im Anschluss an die Behring-Straße soll sozialen Zwecken dienen und 
erhält daher die Zweckbestimmung „Kita/Hospiz“. 

  Zum Bedarfsparkplatz wird in der Begründung ausgeführt, dass 
dieser bei publikumsintensiven Veranstaltungen im ,Park der 
Gärten' mit Erschließung von der Elmendorfer Straße aus ge-
nutzt werden soll. 

Der Hinweis ist korrekt, die verkehrliche Anbindung des Bedarfsparkplatzes erfolgt 
über eine temporäre Zufahrt von der Elmendorfer Straße. 

 
1  Die Gemeinde Bad Zwischenahn bewirbt sich derzeit für die Landesgartenschau 2030. Hierfür wird zurzeit eine Machbarkeitsstudie erstellt. Um das Verfahren zur Umsetzung der in 

privater Hand befindlichen Bauflächen nicht zeitlich weiter zu verzögern, werden die von der Bewerbung gemeindeeigenen betroffenen Grundstücke (Baufeld 1) zunächst als Ge-
meinbedarfsflächen dargestellt. Abhängig vom Ergebnis der Bewerbung ist dann zu entscheiden, ob weitere Bauleitplanverfahren erforderlich sind. 
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 Fortsetzung Landkreis Unter 3.2.2.1 -verkehrliche Erschließung - ist jedoch ausgeführt, 
dass neben der südlichen Anbindung, welche innerhalb der stra-
ßenrechtlichen Ortsdurchfahrt gegenüber der Zufahrt zum Golf-
platz liegt, und der nördlichen Anbindung, welche sich außerhalb 
der Ortsdurchfahrt befinden wird und über verkehrslenkende 
Maßnahmen wie Abbiegespuren an die K125 angebunden wer-
den soll, keine weiteren Zufahrten geplant sind. Das Plangebiet 
ist weiter der Begründung zufolge fußläufig über den Bachstel-
zenweg erreichbar. 

Die Begründung wird um die o.g. und u. g. Aussagen zur Erschließung des Bedarfs-
parkplatzes ergänzt. 

  Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die Stellungnahme 
der Unteren Straßenverkehrsbehörde die hierzu ausführt, dass 
die Anbindung eines eventuellen Bedarfsparkplatzes aus Ver-
kehrssicherheitsgründen über die Gemeindestraßen im Plange-
biet zu erfolgen hat, eine Anbindung an die Kreisstraße ist nicht 
vorzusehen. 

Da der Bedarfsparkplatz nur temporär genutzt wird, bleibt es bei der  Anbindung an 
die Elmendorfer Straße. Eine Anbindung erfolgt unter Berücksichtigung verkehrslen-
kender Maßnahmen wie einer Geschwindigkeitsreduzierung und ggf. einer Ampel. 
Diese Vorgehensweise ist mit den Fachbehörden des Landkreises Ammerland ab-
gestimmt. 

  Hinzugefügt werden muss jedoch, dass sich bei Erschließung 
dieses Bedarfsparkplatzes über die Planstraße 3 in weiterer Fort-
führung der 8 m breiten Straße ein Durchbruch des im nordöstli-
chen Bereich geplanten Lärmschutzwalles erforderlich wäre, um 
von dort die Fläche M2 erreichen zu können. Auch bei Erschlie-
ßung über den Bachstelzenweg wäre eine Querung der Fläche 
M1 (vgl. textliche Festsetzung Nr. 9) erforderlich. Hier sind daher 
weitere planerische Überlegungen anzustellen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Erschließung des Bedarfspark-
platzes erfolgt über die Elmendorfer Straße. Eine Durchquerung des Lärmschutzwal-
les und der Maßnahmenfläche M 1 ist daher nicht erforderlich.  

  Seitens der Unteren Bauaufsichtsbehörde wird in diesem Zu-
sammenhang darauf hingewiesen, dass der Bedarfsparkplatz für 
den ,Park der Gärten' baugenehmigungspflichtig ist Es wird drin-
gend empfohlen, diesen im Rahmen des städtebaulichen Kon-
zeptes detaillierter festzulegen, Mindestanforderung wäre ein 
Grünordnungsplan des Geländes mit Abarbeitung der späteren 
Erschließung. 

Zur Gestaltung des Bedarfsparkplatzes wurde eine Detailplanung erstellt, die in das 
städtebauliche Konzept aufgenommen wird.  

  Aus Sicht des Immissionsschutzes bestehen gegen die vorge-
legten Unterlagen Bedenken. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Gewerbelärm: 

Im Schallgutachten wurde gewerblicher Lärm infolge der Nach-
nutzung des Offizierskasinos als Seminarzentrum berücksichtigt. 
Eine Stellplatzanlage mit 200 Stellplätzen soll dabei über eine 
neue Planstraße angebunden werden. 

 

Das Schallgutachten  vom Büro für Schallschutz Busse wurde mit Stand vom 
12.08.2024 aktualisiert. 
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 Fortsetzung Landkreis Im Ergebnis wurde festgestellt, dass insbesondere zur Nachtzeit 
eine Beschränkung auf maximal 3 Abfahrten von der Stellplatz-
anlage erforderlich ist, damit im geplanten Ferienhausgebiet 
(S02) die Immissionsrichtwerte der TA Lärm, welche im vorlie-
genden Fall gleichlautend mit den Orientierungswerten der DIN 
18005-1 sind, eingehalten werden können. Diese Frage kann 
letztendlich nur im Baugenehmigungsverfahren abschließend 
geklärt werden, da nur dort entsprechende Nebenbestimmungen 
möglich sind. Da eine organisatorische Maßnahme wie die Be-
grenzung der nächtlichen Fahrzeugbewegungen kaum zu über-
wachen ist, bliebe für die Praxis nur eine Einschränkung über die 
Betriebszeiten. Es sollte geprüft werden, ob die Ableitung nicht 
über die bisherige Erschließung durch den „Bachstelzenweg" er-
folgen kann und dann keine Zufahrt durch das Ferienhausgebiet 
erfolgen muss.  

Es ist weiter zu beachten, dass bei Errichtung der Stellplatzan-
lage vor den Ferienhäusern formal diese sich vor den gewerbli-
chen Lärmimmissionen schützen müssten. 

Von einer Erschließung des ehemaligen Offizierskasinos über das Plangebiet wird 
abgesehen. Im Gutachten wurde untersucht, ob die Geräusche durch die private Zu-
fahrt sowie den Parkplatz des Seminarzentrums östlich des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans in Verbindung mit dem innerhalb des Sondergebiets SO1 geplan-
ten Hotelbetrieb zu Konflikten in Bezug auf die Orientierungswerte für Gewerbe der 
DIN 18005 führen. Folgende Schutzansprüche sind gegenüber Verkehrs-, Gewerbe- 
und Freizeitlärm zu berücksichtigen (der 2. Nachtwert gilt für Gewerbe- und Freizeit-
lärm). :  

Allgemeines Wohngebiet WA –55/45(40) dB(A) tags /nachts 
Mischgebiet MI– 60/50(40) dB(A) tags /nachts 
Sonstiges Sondergebiet SO 1 Hotel  – 55/45(40) dB(A) tags /nachts 
Sonstiges Sondergebiet SO 2 Ferienhäuser  – 55/45(40) dB(A) tags /nachts 

Aus dem Grund, dass für die Casino- und die Hotelnutzung noch keine konkreten 
Daten zur Nutzung vorlagen, wurde hier eine grundlegende Vereinbarkeit mit den 
angrenzenden schutzwürdigen Planflächen geprüft. Der Hotelbetrieb befand sich 
zum Zeitpunkt der Gutachtenerstellung noch in einer früheren Planungsphase, wes-
halb hierfür noch keine finalen Nutzungsangaben vorgelegt wurden. Für das Semi-
narzentrum lagen ebenfalls zum Zeitpunkt der Gutachtenerstellung noch keine spe-
zifischen Nutzungsangaben vor. Daher wurden in Abstimmung mit dem Auftraggeber 
für die entsprechenden Geräuschquellen studienbasierte Emissionsansätze zu-
grunde gelegt oder Emissionsobergrenzen ermittelt, welche eine Einhaltung der Ori-
entierungswerte gewährleisten würden. 

Die Untersuchung des Gewerbelärms führte zu folgendem Ergebnis: 

— An den maßgeblichen Immissionsorten innerhalb des Ferienhausgebiets (SO2) 
werden die Immissionsrichtwerte im Tagzeitraum werktags und sonntags um 
mindestens 9 dB unterschritten und im Nachtzeitraum eingehalten.  

— An den maßgeblichen Immissionsorten des allgemeinen Wohngebietes werden 
die Immissionsrichtwerte werktags und sonntags sowie im Nachtzeitraum um 
mindestens 4 dB unterschritten. 

— An den maßgeblichen Immissionsorten des geplanten Hotels (SO1) werden die 
Immissionsrichtwerte ohne Berücksichtigung der Außenbereiche (Spielplatz und 
Poolbereich) tagsüber eingehalten. Die Nutzung der Außenbereiche führt zu 
leichten Überschreitungen des Richtwerte tagsüber, ist aber aufgrund der Ziel-
richtung als Hotel für Familien hinnehmbar. Innerhalb des Nachtzeitraums wird 
der Orientierungswert eingehalten. 
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 Fortsetzung Landkreis  Die Einhaltung bzw. Unterschreitung der Orientierungswerte zur Sicherung des 
Schallschutzes erfordert eine Regulierung der Schallquellen. Aufgrund der zum Zeit-
punkt der Gutachtenerstellung noch fehlenden konkreten bzw. finalen Nutzungsan-
gaben für das Hotel sollte eine abschließende Beurteilung und die konkrete Festle-
gung von Schallschutzmaßnahmen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
erfolgen. Für das bereits genehmigte Seminarzentrum könnten die Schallschutz-
maßnahmen privatrechtlich geregelt werden. Die abschließende Klärung der Immis-
sionsproblematik erfolgt im Baugenehmigungsverfahren für die Ferienhäuser. 

Aufgrund der Änderung der DIN 18005 ist für das Ferienhausgebiet nun der einem 
allgemeinen Wohngebiet gleichende Schutzanspruch und somit ein um 5 dB höhere 
Orientierungswerte anzusetzen. Demnach wären statt maximal insgesamt 3 bis zu 
10 Pkw-Abfahrten oder Anfahrten des Parkplatzes am Seminarzentrum in der lau-
testen Nachtstunde möglich, ohne dass der entsprechende Orientierungswert inner-
halb der Baugrenzen des Ferienhausgebiets überschritten wird.  

  Des Weiteren ist im Sondergebiet 1 (SOI) eine Hotelanlage mit 
Restaurant und Veranstaltungsbereich vorgesehen. Diese ge-
werblichen Geräuschquellen (Stellplatzanlage, BHKW, Lüftungs- 
und Klimageräte, Dunstabzugsanlage etc.) wurden im Schallgut-
achten nicht berücksichtigt. Insbesondere aufgrund der hohen 
Anzahl der Stellplätze für die 260 Betten und der Restaurantnut-
zung auch bis in die Nachtzeit hinein ist davon auszugehen, dass 
an den eigenen wie geplanten Immissionsorten im allgemeinen 
Wohngebiet und im Ferienhausgebiet die Immissionsrichtwerte 
ohne aktive Schallschutzmaßnahmen nicht eingehalten werden 
können. Dieser Bereich wäre daher im Schallgutachten zu ergän-
zen. 

 

In dem aktuellen Gutachten wurden die Geräuschquellen des Hotels im Grundsatz 
berücksichtigt (siehe oben). 

Die zu erwartenden maßgeblichen Geräuschquellen des zukünftigen Betriebs sind 
der Parklatzverkehr der Hotelgäste und Gäste des Restaurants, der mögliche Anlie-
ferungsverkehr, die haustechnischen Anlagen für die Heizzentrale (BHKW und Heiz-
kessel) und die Raumlüftung und -klimatisierung sowie die Abluft der Hotelküche. 
Außerdem wurden der gemäß Hotelgrundriss geplante Außenpoolbereich sowie die 
Außenspielfläche für Kinder bezüglich der Lärmbelastung in dem südlich geplanten 
allgemeinen Wohngebiet berücksichtigt. Die in Bezug auf das geplante Ferienhaus-
gebiet und das Wohngebiet abgeschirmten möglichen Terrassen- und Außenberei-
che der Hotelgastronomie können im Rahmen der Baugenehmigung betrachtet wer-
den. Die Lärmbelastung auf die umliegend geplante schutzbedürftige Bebauung ist 
aufgrund der Gebäudeabschirmung als geringfügig einzuordnen. Die Geräuschbe-
lastung gegenüber den Hotelgästen selbst kann durch organisatorische Maßnahmen 
(z.B. Einschränkung der Nutzungszeiten) reguliert werden.  

  Nach den Angaben im Schallgutachten ist die Planstraße 3 zu 
asphaltieren, ansonsten ist ein anderer Zuschlagsfaktor für die 
Straßenoberfläche zu wählen. 

Im aktuellen Gutachten wurde Pflaster mit einer ebenen Oberfläche in die Untersu-
chung eingestellt, woraus gemäß der RLS-19 ein Zuschlag für die Straßendeck-
schichtkorrektur von 1 dB folgt. Die Vorgaben sind in der Ausführungsplanung zu 
berücksichtigen. 
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 Fortsetzung Landkreis Der Behelfsparkplatz auf der Fläche M2 ist schallgutachterlich 
ebenfalls nicht berücksichtigt worden. Bei einer gewerblichen Zu-
ordnung ist eine Prüfung nach TA Lärm ansonsten als öffentli-
cher Stellplatz nach der 16. BImSchV zu untersuchen. 

Der Bedarfsparkplatz wurde berücksichtigt.  

Gegenüber der Nutzung des Bedarfsparkplatzes während seltener Ereignisse des 
Parks der Gärten bestehen aus schallimmissionsschutzrechtlicher Sicht keine Be-
denken. Die anzusetzenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm für seltene Ereig-
nisse werden an dem maßgeblichen Immissionsort  innerhalb des Ferienhausgebiets 
(SO2) im Tagzeitraum werktags und sonntags um mindestens 22 dB und im Nacht-
zeitraum um 13 dB unterschritten. Zur Konfliktbewältigung wird eine Nutzungsbe-
schränkung aufgenommen. Während des Nachtzeitraums ist die Nutzung des Be-
darfsparkplatzes an bis zu 18 Kalendertagen im Jahr, aber nicht an mehr als zwei 
aufeinanderfolgenden Wochenenden, während der als seltene Ereignisse zu werten-
den Veranstaltungen des Parks der Gärten zulässig. Eine Nutzung darüber hinaus 
ist auszuschließen oder bedarf einer Einzelfallprüfung. 

  Verkehrslärm: 
Es wurden die Verkehrszahlen der Verkehrsuntersuchung ver-
wendet. Es wurden aktive Schallschutzmaßnahmen bei der Er-
mittlung der Beurteilungspegel berücksichtigt Dies ist ein 3,50 m 
hoher Wall in 21 m Abstand von Straßenmitte zur Wallkrone so-
wie mehrere mehrgeschossige Wohngebäude und ein Nebenge-
bäude der Hotelanlage. 

 

Die Hinweise zur Planung werden zur Kenntnis genommen.  
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  Grundsätzliche Bedingung ist, dass vor Aufnahme der Nutzun-
gen im Ferienhausgebiet sowie in den allgemeinen Wohngebie-
ten im Baufeld 2 die berücksichtigte Schallschutzanlage fertigge-
stellt ist. In Bezug auf den Wall stellt dies ein geringfügigeres 
Problem dar als bei der zu berücksichtigenden straßenseitigen 
Bebauung. Gemäß der Begründung sollte die straßenseitige Be-
bauung als Lärmriegel dienen. Hierzu sind einzelne Gebäude 
weit weniger effizient als eine Reihenhausanlage. Der Effekt ist 
letztendlich, wie aus den Abbildungen 8 - 15 zu entnehmen ist, 
zwar vorhanden, in Summe aber gering. Daher wird empfohlen, 
die Gebäude unberücksichtigt zu lassen oder eine Reihenhaus-
anlage als Abschirmung festzulegen, wobei auch hier eine Fest-
setzung erforderlich wäre, dass die übrige Nutzung erst nach 
Fertigstellung des Lärmriegels erfolgen darf. Wie dies bei unter-
schiedlichen Bauträgern sichergestellt werden soll, ist allerdings 
fraglich. Alternativ bestünde auch die Möglichkeit, den Wall bis 
zur Bestandsbebauung weiterzuführen und nur für die erforderli-
chen Zufahrten entsprechend zu unterbrechen. 

Die aktiven Schallschutzmaßnahmen sind durch eine textliche Festsetzung pla-
nungsrechtlich gesichert.  

Auf die planerische Festsetzung der schallabschirmenden Bebauung wird verzichtet. 
Die Berechnung erfolgt bei freier Schallausbreitung. Die Option einer Reduzierung 
des Schallschutzes durch eine abschirmende Bebauung wird durch textliche Fest-
setzungen gesichert. 

Im Mischgebiet MI werden die Orientierungswerte an den am stärksten belasteten 
Baugrenzen im Tagzeitraum im Erdgeschoss um bis zu 2 dB überschritten und im 
ersten, zweiten sowie dritten Obergeschoss um bis zu 3 dB überschritten. Im Nacht-
zeitraum wird der Orientierungswert im Erdgeschoss eingehalten und im ersten, 
zweiten und dritten Obergeschoss um bis zu 2 dB überschritten. 

In den allgemeinen Wohngebieten WA werden die Orientierungswerte an den am 
stärksten belasteten Baugrenzen im Tagzeitraum im Erdgeschoss um bis zu 5 dB, 
im ersten Obergeschoss um bis zu 7 dB und im zweiten sowie dritten Obergeschoss 
um bis zu 8 dB überschritten. Im Nachtzeitraum wird der Orientierungswert im Erd-
geschoss um bis zu 4 dB und im ersten, zweiten sowie dritten Obergeschoss um bis 
zu 6 dB überschritten. In den weiter von der Elmendorfer Straße entfernten WA-Flä-
chen werden die Orientierungswerte auf Höhe der zulässigen Geschosshöhen ein-
gehalten, 

Im Sondergebiet SO1 (Hotel) werden die Orientierungswerte an den am stärksten 
belasteten Baugrenzen im Tagzeitraum im Erdgeschoss sowie ersten Obergeschoss 
eingehalten und im zweiten Obergeschoss um bis zu 1 dB über-schritten. Auf Höhe 
des zweiten Obergeschosses liegt die Überschreitung bei bis zu 2 dB. Im Nachtzeit-
raum wird der Orientierungswert im Erdgeschoss, ersten sowie zweiten Oberge-
schoss eingehalten und im dritten Obergeschoss um bis zu 1 dB überschritten. 

Im Sondergebiet SO2 mit der Zweckbestimmung „Ferienhausgebiet“ werden die Ori-
entierungswerte an den am stärksten belasteten Baugrenzen im Tagzeitraum im Erd-
geschoss um bis zu 1 dB und im ersten Obergeschoss bis zu 6 dB überschritten. Im 
Nachtzeitraum wird der Orientierungswert im Erdgeschoss um bis zu 4 dB und im 
ersten Obergeschoss um bis zu 5 dB überschritten.   
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 Fortsetzung Landkreis  Es sind Maßnahmen zum Schutz der Außenfassaden, der Außenwohnbereiche und 
der Schlafräume erforderlich.  

Die Außenbauteile sind gemäß Abschnitt 3.16 der DIN 4109-1:2018-01 entspre-
chend den maßgeblichen Außenlärmpegeln entsprechendem Schalldämm-Maß 
auszustatten. Durch Gebäudeabschirmung kann auf der lärmabgewandten Seite in 
der Regel ein um 5 dB verminderter Außenlärmpegel angesetzt werden. 

Außenwohnbereiche (z. B. Terrassen oder Balkone) innerhalb der überbaubaren 
Flächen sind auf der lärmabgewandten Seite anzuordnen oder durch geeignete bau-
liche Maßnahmen so zu schützen, dass eine Einhaltung des für den Tagzeitraum 
geltenden Orientierungswerts für Verkehr nach DIN 18005 gewährleistet werden 
kann. Dieses gilt für folgende verkehrslärmbedingte Beurteilungspegel tagsüber 

— im Mischgebiet von > 60 dB(A) bis einschließlich 65 dB(A)  

— in den allgemeinen Wohngebieten von > 55 dB(A) bis einschließlich 60 
dB(A)  

— in dem Sondergebiet SO1 Hotel von > 55 dB(A) bis einschließlich 60 dB(A)  

— in dem Sondergebiet SO2 Ferienhausgebiet von > 55 dB(A) bis einschließ-
lich 60 dB(A)  

Außenwohnbereiche innerhalb der überbaubaren Flächen sind nach Möglichkeit zu 
vermeiden oder durch geeignete bauliche Maßnahmen so zu schützen, dass eine 
Einhaltung des für den Tagzeitraum geltenden Orientierungswerts für Verkehr nach 
DIN 18005 gewährleistet werden kann. Dieses gilt für folgende verkehrslärmbedingte 
Beurteilungspegel tagsüber  

— im Mischgebiet von > 65 dB(A)  

— in den allgemeinen Wohngebieten von > 60 dB(A)  

— Sondergebiet SO1 Hotel von > 60 dB(A)  

— in dem Sondergebiet SO2 Ferienhausgebiet von > 60 dB(A)  

Durch Gebäudeabschirmung kann auf der lärmabgewandten Seite in der Regel ein 
um 5 dB verminderter Beurteilungspegel angesetzt werden. 
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 Fortsetzung Landkreis  In zukünftigen Schlafräumen ist zur Nachtzeit zwischen 22:00 und 6:00 Uhr ein 
Schalldruckpegel von < 30 dB(A) im Rauminneren bei ausreichender Belüftung zu 
gewährleisten. Zukünftige Schlafräume innerhalb der überbaubaren Flächen, für die 
ein   

— verkehrslärmbedingter Beurteilungspegel von > 45 dB(A) bis einschließlich 
50 dB(A) für den Nachtzeitraum prognostiziert wurde, sind zur lärmabge-
wandten Seite auszurichten oder mit schallgedämmten Lüftungssystemen 
so auszustatten, dass im Nachtzeitraum ein Beurteilungspegel von 30 
dB(A) im Rauminneren nicht überschritten wird.  

— die ein verkehrslärmbedingter Beurteilungspegel von > 50 dB(A) für den 
Nachtzeitraum prognostiziert wurde, sind vornehmlich zur lärmabgewand-
ten Seite auszurichten und mit schallgedämmten Lüftungssystemen so aus-
zustatten, dass im Nachtzeitraum ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) im 
Rauminneren nicht überschritten wird.   

Die Dimensionierung entsprechender Lüftungssysteme ist im Zulassungsverfahren 
festzulegen und zu detaillieren. Durch Gebäudeabschirmung kann auf der lärmab-
gewandten Seite in der Regel ein um 5 dB verminderter Beurteilungspegel angesetzt 
werden 

  Der Wall knickt in nordöstlicher Richtung um 90° in südöstlicher 
Richtung ab. Dabei wird ein Abstand von 45 m (Baufeld 5) mit 
der Anpflanzungsfläche A6 vom Wall geschützt. Aufgrund der 
Entfernung zu den Ferienhäusern ist die Wirkung dort gering, wie 
sich aus den Rasterlärmkarten im Gutachten entnehmen lässt. 
Der Wall sollte näher an die Ferienhäuser herangerückt werden. 
Die Anpflanzfläche kann auch außerhalb des Walls angelegt 
werden. 

Die Lage des Walles bleibt bestehen, da dieser auch eine Einfassung und Abschir-
mung des Bedarfsparkplatzes sicherstellt. 

Die Konfliktbewältigung zwischen dem Verkehrslärm und dem Sondergebiet SO2 
Ferienhäusern erfolgt durch die Überprüfung im Lärmschutzgutachten und Festle-
gung von Maßnahmen zum Schallschutz (siehe oben). 

 

  Freizeitlärm: 

Die Flächen für Sport und Freizeit stehen gemäß der Begrün-
dung nicht nur den umliegenden Ferienhäusern, sondern auch 
dem umliegenden Quartier zur Verfügung. In der Planung ist zu 
beachten, dass sich hieraus keine Konflikte insbesondere in Be-
zug auf Lärm ergeben. 

 

Die private Grünfläche für Sport- und Freizeit ist in das Ferienhausgebiet integriert 
und vorrangig dieser Nutzung zugeordnet. Daher sind Konflikte nicht zu erwarten 
und eine Konfliktbewältigung im Rahmen des Lärmschutzgutachtens nicht erforder-
lich.  
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 Fortsetzung Landkreis Anmerkungen zum Schallgutachten: 

• In der Tabelle 3 sind die stundenbezogenen Schallleistungs-
pegel der Stellplatzanlage der gewerblichen Nutzung außer-
halb des Plangebietes angegeben. In dieser Darstellung 
fehlt jedoch der Zuschlag für den Parksuch- und Durch-
gangsverkehr KD nach der Parkplatzlärmstudie, der gemäß 
vorheriger Angabe auf Seite 13 erforderlich gewesen wäre, 
da das zusammengefasste Verfahren angewendet worden 
ist. 

 

Das Schallgutachten  vom Büro für Schallschutz Busse wurde mit Stand vom 
12.08.2024 aktualisiert. Von einer Erschließung des ehemaligen Offizierskasinos 
über das Plangebiet wird abgesehen.  

Es wird auf die o.g. Ausführungen verwiesen. 

 

  • Bei der Planstraße 3, die auch als Zufahrt zu der gewerbli-
chen Stellplatzanlage außerhalb des Plangebietes dienlich 
sein soll, wurden für die Verkehrsbewegungen lediglich die 
gewerblichen Verkehre berücksichtigt. Die Verkehrsbewe-
gungen, welche aus dem Quartier der Ferienhäuser entste-
hen, sind für die Ermittlung der maßgeblichen Außenlärm-
pegel ebenfalls zu berücksichtigen. 

 

  • In Tabelle 7 wird für den Abschnitt der K 125 Nord 1 zur Ta-
geszeit eine Geschwindigkeit von 50 km/h genannt, zur 
Nachtzeit jedoch 80 km/h. Diese Angaben sind zu überprü-
fen und ggf. zu korrigieren. 

Die Geschwindigkeiten sind korrekt wiedergegeben.  

  Anmerkungen zur Planzeichnung:  

  • Der Wall ist in der Höhe angegeben, der Bezugspunkt fehlt 
jedoch. Dies ist die Oberfläche der K125. Dieses sollte er-
gänzt werden. Außerdem sollte der Abstand der Wallkrone 
zur Straßenmitte angegeben werden. 

Der Hinweis wird beachtet, der Bezugspunkt und der Abstand werden ergänzt. 

  • Es wird übersichtlichkeitshalber empfohlen, die Eintragun-
gen zum Lärmschutz in Beikarten vorzunehmen. 

Die Empfehlung wird berücksichtigt. Die Maßnahmen zum Schutz gegen Verkehrs-
lärm werden in Beikarten dargestellt.  

  • Die Festsetzung Nr. 7 zum Schutz vor Verkehrslärm ist da-
hingehend zu konkretisieren, dass die Einhaltung der Anfor-
derungen im Zulassungsverfahren unter Vorlage eines 
Schallschutznachweises nach DIN 4109-1/-2:2018-01 nach-
zuweisen ist. Auch der Schutz der Außenwohnbereiche ist 
darin zu thematisieren. 

Der Hinweis wird beachtet, die Festsetzung zum Lärmschutz wird im Zuge der Über-
arbeitung der Festsetzungen konkretisiert. 
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 Fortsetzung Landkreis • In der textlichen Festsetzung Nr. 7.4 sollte der letzte Satz 
konkretisiert werden. Mit Dimensionierung ist in diesem Fall 
die Auslegung der erforderlichen Schalldämmung der 
schallgedämmten Lüftungsanlagen gemeint. Diese ist im 
Zulassungsverfahren zusammen mit dem Schallschutz-
nachweis nach DIN 4109-1/-2:2018-01 gemäß der textlichen 
Festsetzung Nr. 7.2 durchzuführen. 

Der Hinweis wird beachtet. Die Festsetzungen wurden nach Vorlage des aktuellen 
Gutachtens neu gefasst. 

  Anmerkung zur Begründung: 

Gemäß der Begründung ist in Kapitel 2 aufgeführt, dass der Be-
darfsparkplatz sich innerhalb der Grünfläche des Baufeldes 5 be-
finden soll. Nach dem städtebaulichen Konzept und der Plan-
zeichnung ist jedoch die Maßnahmenfläche 2 gemeint. Dies wäre 
zu korrigieren. 

 

Der Hinweis wird beachtet, die Begründung wird konkretisiert. 

  Allgemeine Anmerkung zu technischen Maßnahmen aus erneu-
erbaren Energien: 

Bei der Gebäudebeheizung soll ab dem 01.01.2024 nach dem 
GEG bei Neubauten der Heizenergiebedarf zu 65 % auf erneu-
erbaren Energien basieren. Auch aufgrund der aktuellen Gege-
benheiten werden zunehmend mehr Wärmepumpen eingebaut. 
Im Einfamilienhausbereich und in kleineren Mehrfamilienhäusern 
werden auch vermehrt Luftwärmepumpen eingesetzt Es wird 
empfohlen, einen Hinweis über die Aufstellmöglichkeiten von 
Luft-Wärmepumpen aufgrund ihrer Geräuschimmissionen aufzu-
nehmen. Da es sich bei der Installation von stationären Geräten, 
z. B. Klimaanlagen, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte oder Luft-
Wärme-Pumpen, um nicht genehmigungsbedürftige Anlagen im 
Sinne des § 3 Absatz 5 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) handelt, sind Betreiber solcher Anlagen nach § 22 
BImSchG dazu verpflichtet, diese Anlagen so zu errichten und 
zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen unter ande-
rem durch Geräusche verhindert werden, die nach dem Stand 
der Technik vermeidbar sind. 

 

 

Der Hinweis wird beachtet, es wird ein Hinweise in die Planzeichnung aufgenommen. 
Die Begründung wird hierzu ergänzt. 

  Auch sind die nach dem Stand der Technik unvermeidbaren 
schädlichen Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß zu be-
schränken. 

Der Hinweis wird beachtet, die Begründung wird hierzu ergänzt. 
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 Fortsetzung Landkreis Für die Installation von Luftwärmepumpen sollte daher auf den 
Leitfaden für Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stati-
onären Geräten in der Beschlussfassung vom 24.03.2020 des 
Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI), insbesondere 
auf den Anhang „Hinweise zur Auswahl und Aufstellung von Kli-
mageräten und Luftwärmepumpen“ hingewiesen werden. Zu be-
achten sind dabei auch die Immissionsorte an den eigenen Ge-
bäuden bei der Standortwahl. 

Der Hinweis wird beachtet, die Begründung wird hierzu ergänzt. 

  Raumordnerische Bedenken stehen dem Bebauungsplan Nr. 
156 nicht entgegen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Sowohl aus straßenrechtlicher wie auch aus verkehrsbehördli-
cher Sicht sind die nachfolgenden verkehrlichen Belange in Be-
zug auf den Bebauungsplan Nr. 156 „Rostrup westlich Bachstel-
zenweg“ noch nicht abschließend berücksichtigt worden: 

 

  1. Kreuzungsvereinbarung und Anbindung an die Kreisstraße 

Hinsichtlich der Anbindung des Plangebietes an die Kreisstraße 
125 ist von der Gemeinde Bad Zwischenahn mit dem Landkreis 
Ammerland rechtzeitig eine Kreuzungsvereinbarung zu schlie-
ßen. 

 

Der Hinweis wird beachtet, die Vereinbarung wird rechtzeitig geschlossen. 

  2. Abbiegespur in das Plangebiet 

Für die geplante Abbiegespur in das Plangebiet (Baufeld 3) ist 
die Beteiligung der Niedersächsischen Landesbehörde für Stra-
ßenbau und Verkehr - Geschäftsbereich Oldenburg - erforder-
lich, da es sich um die Planung Dritter handelt. 

 

Der Hinweis wird beachtet, die Landesbehörde wird beteiligt. 

  3. Leistungsfähigkeit und Verkehrsqualität 

Laut Verkehrsgutachten des Verkehrsplanungsbüros Zacharias 
vom 24.02.2022 wird mit einer Zunahme des Kraftverkehrs von 
2.310 Fahrten pro Werktag gerechnet. Die damit einhergehen-
den Auswirkungen auf die verkehrliche Situation im Zuge der 
Kreisstraße 125 ist folglich nicht unerheblich. Aus straßenrecht-
licher und verkehrsbehördlicher Sicht sind die Leistungsfähigkeit 
und die Verkehrsqualität jedoch nicht ausreichend nachgewie-
sen worden bzw. ergeben sich nicht aus den vorliegenden Un-
terlagen der Verkehrsuntersuchung. Der Fokus der Verkehrsun-
tersuchung liegt primär auf dem Umfeld des Plangebietes {BBS, 
Bau-ABC etc.). 

 

Die Verkehrsuntersuchung  vom Büro Zacharias wurde aktualisiert und liegt mit 
Stand vom 10.05.2024 vor. Zur Ermittlung der aktuellen Verkehrswerte im Planungs-
raum wurden neue Zählungen im Jahre 2022 und 2023 vorgenommen. Dabei wurde 
sowohl der Werktagverkehr als auch der Ausflugs- und Freizeitverkehr berücksich-
tigt.  An allen Zählstellen zeigt sich eine sehr starke Morgenspitze in der Zeit von 
07.00 bis 08.00 Uhr. Im Planungsraum überlagert sich dabei die allgemeine Berufs-
verkehrsspitzenstunde mit den Zufahrten zu den Bildungseinrichtungen. Die Nach-
mittagsspitze ergibt sich über einen längeren Zeitraum, erreicht aber in den ausge-
werteten 15-minuten-Intervallen nicht die Werte der Morgenspitze. Es wurde festge-
stellt, dass alle untersuchten Knotenpunkte im Bestand ausreichend leistungsfähig 
sind.  
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 Fortsetzung Landkreis  Für die geplanten zusätzlichen Nutzungen im Plangebiet wurden die zukünftigen 
Verkehrsmengen anhand von Literaturquellen sowie von Erfahrungswerten an an-
deren Standorten ermittelt. Dabei ist die Verkehrsmenge aber von verschiedenen 
Parametern abhängig, so dass jeweils Abschätzungen getroffen wurden. In der 
Summe ergeben sich mit Bezug zum ehemaligen BWK-Gelände insgesamt ca. 2.480 
Kfz-Fahrten/ Werktag (ca. 1.240 Kfz-Zufahrten und ca. 1.240 Kfz-Abfahrten). Die 
Verteilung wird für alle Nutzungen zu ca. 55 % von/ nach Süden und 45 % von/ nach 
Norden angenommen. Für die Prognose wurden die Zähldaten von 2022 zugrunde 
gelegt und pauschal um 15 % erhöht. Aus den Berechnungen ergäbe sich auch bei 
einer theoretischen gemeinsamen Anbindung für alle Nutzungen bei einer Qualitäts-
stufe D eine ausreichende Leistungsfähigkeit und Verkehrsqualität. Dabei wird die 
Grenze zur Stufe C um lediglich 0,5 Sekunden überschritten (Wartezeit für Linksein-
bieger). Die Einrichtung einer Signalanlage ist nicht notwendig.  

In der Elmendorfer Straße K 125 ist bei allen außerorts liegenden Einmündungen 
von Norden kommend Anlage eines Linksabbiegestreifens erforderlich. Dieses be-
trifft die nördliche Einmündung (beim SO1 Hotel) in das Plangebiet. Gegebenenfalls 
ist auch eine Mittelinsel  als Querungshilfe erforderlich. Zudem sollte zulässige 
Höchstgeschwindigkeit außerorts in Höhe der Anbindungen auf maximal 70 km/ h 
beschränkt werden. Innerorts besteht keine Anforderung nach verkehrslenkenden 
Maßnahmen. Zudem ist bereits ein Linksabbiegestreifen zum Park der Gärten in 
Höhe der südlichen Einmündung vorhanden. 

Des Weiteren wurde im Gutachten die Parkplatzsituation, auch im Hinblick auf die 
umgebenden Bildungseinrichtungen und den Park der Gärten, geprüft. Dabei wurde 
festgestellt, dass im Siedungsraum ausreichend Stellplätze zur Verfügung stehen. 
Gewählt werden üblicherweise Stellplätze nahe des Ziels, so dass dort teilweise eine 
Überbelegung auftritt (Parken in Fahrgassen). Auf weiter vom Ziel entfernten Park-
platzbereichen sind hingegen Stellplätze frei. Linksabbiegestreifen zu den Parkplät-
zen sind nicht erforderlich. Da im Bereich der Bildungseinrichtungen Erweiterungen 
geplant sind, sind bei Bedarf ergänzende Stellplatzangebote zu schaffen.  

Für den Park der Gärten sind im Normalfall ausreichende Stellplätze direkt am Ge-
lände vorhanden. Aufgrund der unterschiedlichen Nutzungszeiten ist eine Doppel-
nutzung der Stellplätze der Bildungseinrichtungen sinnvoll. Da das Parkplatzangebot  
im Fall von  Sonderveranstaltungen für den Park der Gärten nicht ausreichend sein 
kann, wird ein Bedarfsparkplatz im Plangebiet empfohlen. Dabei ist eine Befestigung 
ausreichend, die bei guter Witterung die Befahrbarkeit gewährleistet, z. B. Kies oder 
rasengittersteine). 
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 Fortsetzung Landkreis  Auf diesen Parkplatz könnte an Veranstaltungstagen mit einer manuellen Beschilde-
rung und Einweisung durch Personal hingewiesen werden. Grundsätzlich wäre es 
auch möglich, diesen Parkplatz in ein dynamisches Parkleitsystem der Bildungsein-
richtungen und des Parks der Gärten zu integrieren. Aufgrund der nur temporären 
Nutzung an wenigen Tagen im Jahr ist aus verkehrsplanerischer Sicht die dauerhafte 
Anlage eines Linksabbiegestreifens im Zuge der K 125 an dieser Stelle nicht zwin-
gend erforderlich. Im Fall von Veranstaltungen sollte bzw. ist die zulässige Höchst-
geschwindigkeit im Umfeld des Parks der Gärten ohnehin eingeschränkt. 

   Im Bereich der Gartenlehr- und Versuchsanstalt LWK könnten bei größeren Veran-
staltungen oder Seminaren zusätzlich angelegte Stellplätze südlich des BBS Gebäu-
des genutzt werden. Eine Verbindung für den Fußverkehr von diesen Stellplätzen 
zum Hogen Kamp/ zur LWK wird daher im Gutachten als Maßnahme empfohlen. 

  4. Geschwindigkeit 
Das Verkehrsgutachten empfiehlt in Höhe der Anbindungen eine 
Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf 70 km/h. 
Die Anbindung im Bereich des Baufeldes 1 und 2 (bestehende 
Linksabbiegespur) befindet sich innerhalb der geschlossenen 
Ortschaft Rostrup. Die Geschwindigkeit ist in dem Bereich auf 50 
km/h beschränkt. Die geplante Anbindung im Baufeld 3 befindet 
sich hingegen außerhalb der geschlossenen Ortschaft. Die Ge-
schwindigkeit ist in dem Bereich durch das Verkehrszeichen 274-
80 auf 80 km/h beschränkt. Eine weitergehende Beschränkung 
liegt in der Zuständigkeit der Unteren Straßenverkehrsbehörde 
und bedarf einer besonderen Gefahrenlage gemäß § 45 Absatz 
9 Satz 3 der Straßenverkehrsordnung (StVO). 

 

Ziel der Gemeinde ist die Reduzierung Geschwindigkeit auf 70 km/h bis zur Einfahrt 
zum Hotelgrundstück. Dieses wurde auch im Verkehrsgutachten empfohlen. 

  5. Kompensationsfläche/Bedarfsparkplatz 
Die Anbindung eines eventuellen Bedarfsparkplatzes hat aus 
Verkehrssicherheitsgründen über die Gemeindestraßen im Plan-
gebiet zu erfolgen. Eine Anbindung an die Kreisstraße ist nicht 
vorzusehen. 

  

Da der Bedarfsparkplatz nur temporär genutzt wird, bleibt es bei der Anbindung an 
die Elmendorfer Straße. Die Nutzung erfolgt unter Berücksichtigung verkehrslenken-
der Maßnahmen wie einer Geschwindigkeitsreduzierung und ggf. einer Ampel (siehe 
oben). 

  6. Sichtdreiecke 
Die Planzeichnung ist aus verkehrlicher Sicht auf die erforderli-
chen Sichtdreiecke, insbesondere in den Einmündungsberei-
chen zur K125 hin, zu überprüfen und ggf. zu ergänzen. Die er-
forderlichen Sichtdreiecke sind dauerhaft von baulichen Anlagen 
und Anpflanzungen freizuhalten. 

 

Die Sichtdreiecke werden in die Planzeichnung übernommen und berücksichtigt. 
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 Fortsetzung Landkreis 7. Bauverbotszone gemäß § 24 Absatz 1 des Niedersächsi-
schen Straßengesetzes (NStrG) 

Es wird darauf hingewiesen, dass die 20 m-Bauverbotszone ge-
mäß § 24 Absatz 1 NStrG zu beachten ist Dies betrifft insbeson-
dere die im städtebaulichen Konzept zur Kreisstraße gewandten 
Bauten im Baufeld 2. 

Das Baufeld 1 mit der Gemeinbedarfsfläche liegt innerhalb der straßenrechtlichen 
Ortsdurchfahrt. Hier gilt keine Bauverbotszone. 

In den übrigen Baufeldern wird die Bauverbotszone von 20 m für Hochbauten be-
rücksichtigt. In Abstimmung mit dem Straßenbaulastträger kann die  Bauverbotszone 
für Stellplätze auf 14 m reduziert werden.  

  8. ÖPNV-Versorgung 
Aus verkehrsbehördlicher Sicht wird angeregt, die vorhandene 
Haltestelle auf die tatsächliche Nutzbarkeit (nicht barrierefrei 
ausgebaut) und auf die tatsächlichen Bedarf hin zu überprüfen. 
Fraglich ist, ob die vorhandene Bushaltestelle die potenziell zu-
sätzlichen Fahrgäste aufnehmen kann und die Sicherheit und 
Leichtigkeit der Verkehrsteilnehmer gewährleistet ist. 

 

Der Hinweis wird beachtet. Es erfolgt eine Prüfung außerhalb des Verfahrens. 

  Um Beachtung der Stellungnahme der Niedersächsischen Lan-
desbehörde für Straßenbau und Verkehr vom 15.09.2022 wird 
gebeten. 

Die Stellungnahme der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Ver-
kehr vom 15.09.2022 wird in die Abwägung eingestellt. 

  Hinsichtlich der verkehrlichen Erschließung und der ÖPNV-Ver-
sorgung wird seitens des Schul- und Kulturamtes - ÖPNV - auf 
das das Konzept „ÖPNV-orientierte Siedlungsentwicklung“ des 
Landkreises Ammerland hingewiesen, dass vorsieht, dass zu-
künftige Siedlungsentwicklungen nur mit ausreichender Anbin-
dung an das ÖPNV-Netz erfolgen sollen. In fußläufiger Entfer-
nung zum Plangebiet befindet sich die Bushaltestelle „Park der 
Gärten“ und wird von den regionalen und überregionalen Linien 
350,370,371,396 und 399 bedient Das Plangebiet ist damit gut 
an die örtliche Erschließung und an die ÖPNV-Versorgung an-
gebunden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Begründung wird hierzu ergänzt. 

  Das Baufeld 4 liegt mit ca. 750 m Entfernung von der Haltestelle 
„Park der Gärten“ schon über den im Konzept „ÖPNV-orientierte 
Siedlungsentwicklung“ genannten 500 m. Aufgrund der Mi-
schung von Wohnbebauung und Hotel und Ferienhäusern emp-
fehlen wir den Aufbau einer weiteren Haltestelle im Bereich Bau-
abschnitt 3 bzw. 4 einzurichten. 

 

Der Hinweis wird beachtet. Es erfolgt eine Prüfung außerhalb des Verfahrens. 

  Darüber hinaus sollten auch die Haltepunkte der Haltestelle 
„Park der Gärten", die direkt am Straßenrand liegen, barrierefrei 
ausgebaut werden. 

 

Der Hinweis wird beachtet. Es erfolgt eine Prüfung außerhalb des Verfahrens. 
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 Fortsetzung Landkreis Seitens der Unteren Naturschutzbehörde wird darauf hingewie-
sen, dass die fehlenden Kompensationsmaßnahmen, d. h. 
102.808 Werteinheiten, nachzuweisen und mit der Unteren Na-
turschutzbehörde abzustimmen sind. 

Unter Berücksichtigung der innergebietlichen Ausgleichsmaßnahmen durch Einzel-
baum- und Gehölzpflanzungen sowie der umfangreichen Grünflächengestaltung in 
den Bauflächen 4 und 5 sowie den Maßnahmen in der nördlichen Restfläche sowie 
durch Umsetzung von Maßnahmen auf dem Gelände des ehemaligen Krankenhau-
ses (einschließlich der Entsiegelungsmaßnahmen und Umsetzung eines Gesamt-
konzeptes) ergeben sich rd. 105.000 Wertpunkte, die positiv in die Bilanz eingestellt 
werden können. 

Das vorhandene Defizit aus der Kampfmittelräumung beträgt rd. 138.300 Wertein-
heiten (ausgenommen die in der Planzeichnung umgrenzten Fläche, deren Böden 
erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind). 

Im Rahmen der Kampfmittelräumung sind weitere unterirdische Bauwerke festge-
stellt worden. Diese zuvor nicht bekannten Versiegelungen im Untergrund sind dem-
zufolge nicht in die Eingriffsregelung zum Landschaftspflegerischen Begleitplan ein-
gestellt worden. Daher umfasst die Entsorgung neben den 2017 eingestellten Ge-
bäuden und sonstigen Versiegelungen auch umfangreichere unterirdische Kerosin-
Tanks und unterirdische Öllager sowie weitere Betonbodenplatten, bunkerartige Kel-
leranlagen etc. auf insgesamt rd. 6.200 m². 

Diese umfangreichen unterirdischen Bodenversiegelungen wurden weitgehend mit 
der Wertstufe 2 in die ursprüngliche Bilanzierung eingestellt, so dass sich unter Be-
rücksichtigung der erheblichen Bodensanierungen und Rückbaumaßnahmen eine 
Reduzierung des o.a. noch verbleibenden Kompensationsdefizit um etwa 12.400 
Werteinheiten ergeben würde.  

Das verbleibende Defizit nach Rückbau aller unterirdischen Bauwerke beträgt somit 
rd. 126.000 Wertpunkte, sodass mit den innergebietlichen Ausgleichsmaßnahmen 
im Plangebiet und der naturnahen Gestaltung und den Rückbaumaßnahme östlich 
des Plangebietes (ehemaliges Krankenhausgelände) ein weitgehender Ausgleich er-
zielt werden kann. Das noch verbleibende Defizit von rd. 20.900 Werteinheiten wird 
extern innerhalb des gemeindeeigenen Kompensationsflächenpools Flintlandsmoor 
umgesetzt. 

Für die o.g. umgrenzte Fläche (Grundstücke mit ehemaligen Ärztehäusern) liegt 
keine Kampfmittelräumung vor, so dass diese gemäß der Biotopausstattung mit ver-
siegelten Flächen, Gärten und einrahmenden Gehölzen in die Eingriffsbewertung 
eingestellt werden.  
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 Fortsetzung Landkreis Aus Sicht des Abfallwirtschaftsbetriebes wird auf folgende 
Punkte verwiesen: Abfallwirtschaftsbetrieb: 

Für alle Stichstraßen in den Planvarianten gilt: 

Um die haushaltsnahe Entsorgung zu gewährleisten und dem 
Verbot des Rückwärtsfahrens für Müll- sammelfahrzeuge Rech-
nung zu tragen, ist in der Ausbauplanung eine durchgängige 
Straßenbreite von mindestens 5 m (ohne Pflanzbeete oder wei-
tere Einschränkungen) und ein Wendeplatzradius von mindes-
tens 11 m (ohne Pflanzbeete oder weitere Einschränkungen) zu 
berücksichtigen. Falls dieses nicht zu gewährleisten ist, ist in der 
nächsten für das Entsorgungsfahrzeug vorwärts zu befahrenden 
Straße ein Aufstellpunkt für die Entsorgung von Restmüll-, Bio-
müll- und Papiertonnen und anfallendem Sperrmüll sowie für 
Leichtverpackungen einzurichten und planerisch festzuschrei-
ben. 

 

 

 
Die Anregungen werden berücksichtigt. Die Verkehrsflächen und Wendeplätze im 
Baufeld 2 sind ausreichend bemessen.  

Standorte für die Müllentsorgung in den übrigen Baufeldern werden in Abstimmung 
mit dem Landkreis nachgewiesen. 

  Untere Abfallbehörde: 

Abfall/Boden: 

Die Fläche wird im Altlastenregister des Landkreises geführt. Ins-
besondere ist darauf hinzuweisen, dass anfallender Bodenaus-
hub im Rahmen der Baureifmachung oder im Rahmen von Bau-
maßnahmen nach den einschlägigen abfallrechtlichen Regelun-
gen zu beproben und ordnungsgemäß zu entsorgen ist. 

 

 

Das Bodenmanagement und Revitalisierung des Geländes erfolgte durch die M&P 
Ingenieurgesellschaft und wurde in einem Bericht mit Stand vom 18.01.2023 doku-
mentiert.  

Zur Realisierung von schutzwürdigen Nutzungen sind potenzielle Gefährdungen, die 
aus der Vornutzung resultieren können, zur Erlangung der Baugenehmigung zu be-
seitigen. Für das Plangebiet wurde eine historisch-genetische Rekonstruktion (HgR) 
erstellt. In deren Ergebnis wurden kontaminationsverdächtige Flächen (KVF) aus der 
vorangegangenen Nutzung als Militärflugplatz in den 1940er Jahren und ein Ver-
dacht auf Kampfmittelbelastungen durch Abwurfmunition aus der Bombardierung der 
Anlagen ausgewiesen. Die HgR wurde 2017 in eine Gefährdungsabschätzung für 
die Kampfmittelsituation mit Handlungsempfehlungen für die Vorgehensweise zur 
Kampfmittelbergung überführt. Im Rahmen einer analog erstellten Gefährdungsab-
schätzung (orientierende Untersuchung) zur Altlastensituation wurden darüber hin-
aus umweltchemische Untersuchungen durchgeführt, in deren Ergebnis lokale Ver-
unreinigungen des Bodens und des Grundwassers im Bereich ehemals vorhandener 
Tankanlagen bestätigt wurden. Hinsichtlich einer Konversion der Liegenschaft waren 
die Bodenverunreinigungen zu beseitigen. Zu diesem Zweck mussten die auf der 
Fläche potentiell vorhandenen Kampfmittel geborgen werden. Gleichzeitig sollten die 
erforderlichen Erdarbeiten zur Kampfmittelbergung genutzt werden, um im Rahmen 
eines begleitenden Bodenmanagements die vorhandenen Verunreinigungen zu be-
seitigen.  
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   Zur Feststellung und Erfassung der räumlichen Ausdehnung der Schadstoffverunrei-
nigung im Boden und im oberflächennahen Grundwasser und zur Ermittlung eines 
potenziellen Schadstoffeintrages in den tieferen Grundwasserleiter wurde parallel zu 
den laufenden Maßnahmen zur Kampfmittelbergung zudem eine unabhängige De-
tailuntersuchung erarbeitet. Die Ergebnisse wurden in einem gesonderten Bericht 
dargestellt. Ausgehend von den voraussichtlich für die Kampfmittelbergung erforder-
lichen Erdarbeiten wurde zu diesem Anlass ein Bodenmanagementkonzept erstellt 
und mit der zuständigen Fachbehörde abgestimmt. Das abgestimmte Konzept stellt 
die Grundlage für die Abwicklung der Maßnahmen und insbesondere der Erdbau-
maßnahmen dar. Ziel ist es im Rahmen der Bauleitplanung zu gewährleisten, dass 
im Rahmen der Folgenutzung die Ansprüche an ein gesundes Wohnen erfüllt sind. 
Dabei wird davon ausgegangen, dass im Zuge der Erdarbeiten alle für die Wohnnut-
zung relevanten Bodenverunreinigungen beseitigt werden. 

Die Begründung wird um die Ergebnisse des Bodenmanagements ergänzt. 

   Ein Teil der als Fläche für den Gemeinbedarf „Parkanlage“ vorgesehenen Flächen 
((Flurstücke 214/10 und 214/3, Grundstücke der ehemaligen Ärztehäuser) wurde 
nicht geräumt. Hier gilt eine zeitlich bedingte Festsetzung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 
BauGB. Innerhalb der umgrenzten Flächen, deren Böden erheblich mit umweltge-
fährdenden Stoffen belastet sind (gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB), sind die festge-
setzten baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen erst zulässig, wenn der 
Boden von den Altlasten geräumt ist. 

  Der Landkreis Ammerland hat im gesamten Kreisgebiet Wert-
stoffsammelstellen zur Erfassung von Verkaufsverpackungen 
aus Glas eingerichtet. Mit der vorgesehenen Bebauung des 
Plangebietes steht eine wohnwirtschaftliche Nutzung dieses Be-
reiches im Vordergrund. Dabei spielt es keine Rolle, ob diese zu 
Dauerwohnzwecken oder zu touristischen Zwecken genutzt wer-
den. 

Die Hinweise zur Wertstoffsammelstellen werden zur Kenntnis genommen.  
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 Fortsetzung Landkreis Aus Sicht des Abfallwirtschaftsbetriebes besteht daher die 
grundsätzliche Notwendigkeit, im Plangebiet eine Wertstoffsam-
melstelle zur Entsorgung von Verkaufsverpackungen aus Glas 
einzurichten und planungsrechtlich abzusichern. Die planungs-
rechtliche Absicherung bietet sich aufgrund der Größe und der 
isolierten Lage des Plangebietes an. Insbesondere die planungs-
rechtliche Absicherung trägt dazu bei, dass die Wertstoffsam-
melstelle dauerhaft im Plangebiet betrieben werden kann und so-
mit ihren Anteil zur Erfüllung der Sammelquoten von Verkaufs-
verpackungen aus Glas beiträgt. Darüber hinaus wird eine woh-
nortnahe Entsorgungsmöglichkeit für die Bewohner ermöglicht, 
ohne dass zusätzliche Fahrten zu umliegenden Wertstoffsam-
melstellen notwendig werden. Die Wertstoffsammelstelle ist da-
her mit dem entsprechenden Planzeichen zur Abfallentsorgung 
darzustellen. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Im Juni 2024 wurde vom Rat der Gemeinde Bad Zwischenahn ein Konzept zum Be-
trieb von Wertstoffsammelstellen einschließlich dem Aufstellen von Wertstoffsam-
melbehältern beschlossen. Dieses Konzept soll die Einrichtung und den Betrieb von 
Wertstoffsammelstellen einschließlich dem Aufstellen von Wertstoffsammelbehäl-
tern in der Gemeinde Bad Zwischenahn maßgeblich lenken. Für den Ortsteil Rostrup 
sind drei Standorte mit Wertstoffsammelstellen vorgesehen. Dieses sind die Stand-
orte Nr. 24 am Alpenrosenweg, Nr. 25 Am Elmendorfer Damm und Nr. 26 in der 
Virchowstraße. Der dem Plangebiet am nächsten gelegene Standort ist der Standort 
Nr. 26 Virchowstraße im Bereich der berufsbildenden Schulen. Der Standort liegt rd. 
600 m vom Plangebiet entfernt und damit in zumutbarer Entfernung. Damit ist die 
Abfallentsorgung im Grundsatz sichergestellt.  

Die Festsetzung von Standorten für Wertstoffsammelstellen im Plangebiet sind ent-
behrlich, da der Nachweis über ein gemeindliches Konzept erfolgt. 

Die Müllentsorgung des Hotels und der Ferienhäuser erfolgt gewerblich über die Ho-
tel/Ferienhausbetreuung. 

  Als Untere Wasserbehörde bestehen gegen diesen Bebauungs-
plan keine grundsätzlichen Bedenken. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Oberflächenwasser: 

Die schadlose Oberflächenentwässerung ist noch nachzuwei-
sen. Hierfür ist ein Entwässerungskonzept mit den bestehenden 
und den zukünftig vorgesehenen Entwässerungseinrichtungen 
bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises einzureichen. 
Aus den Unterlagen muss erkennbar sein, dass die Erschließung 
des Gebietes sichergestellt ist. Für die erforderliche Regenrück-
haltung und Einleitung sind die entsprechenden wasserrechtli-
chen Genehmigungen und Erlaubnisse rechtzeitig bei der Unte-
ren Wasserbehörde zu beantragen. 

Ein Entwässerungskonzept  wurde durch das Fachbüro Börjes GmbH & Co. KG 
erstellt und für die Entwurfsfassung mit Stand vom September 2024 vorgelegt.  

Das Oberflächenwasser wird in das Zwischenahner Meer eingeleitet. Auf der Grund-
lage des Maßnahmenkonzepts „Sanierung des Zwischenahner Meeres“ ist eine Be-
handlung des Niederschlagswassers erforderlich, um den Nährstoffeintrag von 
Phosphor (P) zu reduzieren. Hierzu sind Retentionsbodenfilter oder Schilfpolder vor-
zusehen. Aufgrund der Höhenverluste zwischen Zu- und Ablauf eines Retentionsbo-
denfilters ist diese Behandlungsanlage in der vorhandenen Topographie nicht im 
Freigefälle zu betreiben, daher werden für das Bebauungsplangebiet Schilfpolder 
vorgesehen.    
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 Fortsetzung Landkreis  Der Bebauungsplan Nr. 156 umfasst mehrere Baufelder. Aufgrund der Geländeto-
pographie wird empfohlen, das Baufeld 1 getrennt vom restlichen Gebiet zu entwäs-
sern und zwei Schilfpolder vorzusehen, je einer für das Baufeld 1 und einer für die 
Baufelder 2 - 4. Als Standort für die Schilfpolder ist das Gelände vorgesehen, das 
als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen werden soll. Durch flache und geschwun-
gene Böschungen werden die Schilfpolder naturnah gestaltet. Das Niederschlags-
wasser gelangt über einen Geschiebefang mit Tauchwand in den Schilfpolder. Durch 
die verringerte Fließgeschwindigkeit in der Fläche werden Feststoffe abgesetzt, zu-
dem begünstigt der Schilfbestand die Sedimentationsleistung. Schilfblätter und 
Schilfhalme können an ihren Oberflächen feine, schlecht sedimentierbare Feststoffe 
und daran adsorbierte Schadstoffe wie Schwermetalle und Phosphor zurückhalten. 
Die abgedichteten Schilffläche wird nicht im Dauerstau betrieben, damit keine anhal-
tenden reduzierenden Bedingungen in der Sedimentschicht entstehen. Nach dem 
Abfluss jedes Regenereignisses fällt die Oberfläche trocken. Ein Mindestwasserspie-
gel von 0,10 m bis 0,20 m in der Wurzelraumschicht gewährleistet die Wasserver-
sorgung des Schilfs während Trockenperioden.  

Das erforderliche Rückhaltevolumen für das Baufeld 1 beträgt rd. 680 m³. Mit einer 
geplanten Böschungsneigung von 1 : 3 und einem rundumlaufendem Unterhaltungs-
weg von ca. 3 m ergibt sich daraus ein Flächenbedarf von rund 1.800 m².Für die 
Baufelder 2 bis 4 ergibt sich ein erforderliches Speichervolumen von 1.655 m³. Mit 
einer geplanten Böschungsneigungen von 1:6 und einem rundumlaufendem Unter-
haltungsweg von ca. 3 m ergibt sich daraus ein Flächenbedarf von rund 4.000 m². 
Die Ableitung des Niederschlagswasser für das Baufeld 2 – 4 erfolgt über einen Gra-
ben.    

  Abwasser: 

Es ist der Anschluss der Bebauung an das zentrale Schmutz-
wasserkanalnetz der Gemeinde Bad Zwischenahn erforderlich. 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. Der Schmutzwasserkanal wird für die Baufelder 2 
- 4 über Baufeld 1 zum vorhandenen Pumpwerk abgeleitet. 

 

  Bodenschutz/Altlasten: 

Die Flächen des Bebauungsplangebietes sind im Alttastenregis-
ter des Landkreises gelistet. Für die noch in der Altenlastensa-
nierung befindlichen Flächen des Bebauungsplanes Nr. 156 liegt 
kein Abschlussbericht vor, der Nachweis, dass eine Wohn- und 
Freizeitnutzung des Geländes nach dem Bundesbodenschutz-
gesetz bzw. der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
möglich ist. Eine Wohnbebauung ist erst nach Vorlage eines un-
bedenklichen Abschlussberichtes der Sanierungsmaßnahmen 
möglich. 

 

Der Altlastenbericht wurde erstellt und wird in den Entwurf eingearbeitet (siehe 
oben). . 
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 Fortsetzung Landkreis Abfall/Boden: 

Es ist erforderlich, im Bebauungsplan darauf hinzuweisen, dass 
der beim Bau von Gebäuden anfallende Bodenaushub Belastun-
gen aufweisen kann, der abfallrechtlich nach der „Mitteilung der 
Ländergemeinschaft Abfall (LAGA 20) - Technische Regel“ zu 
entsorgen ist. 

 

Der Hinweis wird in die Planunterlagen aufgenommen. 

  Als Untere Bauaufsichtsbehörde fällt bereits bei erster grober Be-
trachtung auf, dass ein aktiver Schallschutz in Form eines Lärm-
schutzwalles lediglich in den Baufeldern 4 und 5 für das geplante 
Ferienhausgebiet vorgesehen ist. 

Der Hinweis ist korrekt. Der wall dient vorrangig zum Schutz des Ferienhausgebie-
tes.  

  In den Baufeldern 1 - 3 ist anscheinend die Absicht entwickelt 
worden, durch die Errichtung eines Gebäuderiegels die rückwär-
tigen Bereiche vor Lärm zu schützen; dies ist jedoch innerhalb 
der Festsetzungen nicht konsequent umgesetzt worden. Dies gilt 
auch und besonders für die zeitlich begrenzte Festsetzung Nr. 2 
(Abschirmung nur an der Gebäudehöhe festgemacht, hier muss 
noch der Abschirmfaktor festgeschrieben werden, geschlossene 
Bauweise wäre wünschenswert). 

Auf die Festsetzung einer schallabschirmenden Bebauung wird verzichtet. Die Be-
rechnung erfolgte bei freier Schallausbreitung. Die Festsetzungen mit Maßnahmen 
zum Schallschutz sind auf eine freie Schallausbreitung ausgerichtet. Durch abschir-
mende Bebauung und Gebäudestellungen können die Maßnahmen zum Schall-
schutz reduziert werden.  Dieses wird durch textliche Festsetzungen gesichert (siehe 
oben). 

 

  Auch unter Berücksichtigung des städtebaulichen Konzeptes 
führt die vorhandene Festsetzung zur Notwendigkeit zur Erstel-
lung multipler Schallgutachten zur Ermöglichung der Hinterbe-
bauungen je nach Fertigstellungsgrad der Straßenrandbebau-
ung längs der Elmendorfer Straße. Nicht klar ist, wie der Bestand 
und der Straßenrandbebauung als aktive Schallschutzanlage zu 
Gunsten der Hinterbebauung langfristig gesichert werden kann. 
Der Abgang auch nur einzelner Gebäude oder Bauteile würde 
zwangsläufig zur Unzulässigkeit der Hinterbebauung führen. 

Hinsichtlich der textlichen Festsetzung Nr. 7.4 letzter Satz ver-
weise ich ausdrücklich auf den Prüfumfang der Verfahren nach 
den Festlegungen der NBauO, §§ 60-63. Hier wird um Erläute-
rung gebeten, in welcher Form die Festsetzung erfüllt und geprüft 
werden soll. 

Die Festsetzung einer schallabschirmenden Bebauung entfällt, siehe oben 

 

 

 

 

 

Die Festsetzung einer schallabschirmenden Bebauung entfällt, siehe oben 

  Hinsichtlich der textlichen Festsetzung Nr. 12 ist fraglich, wer die 
technische und wirtschaftliche Nutzbarkeit der Solaranlagen be-
urteilt. Die Untere Bauaufsichtsbehörde muss dann Gutachten 
für jedes Bauvorhaben anfordern, die im Baugenehmigungsver-
fahren mit Sicherheit noch nicht vorgelegt werden können. 

Zwischenzeitlich ist eine Solarpflicht durch § 32a NBauO vorgeschrieben. Insofern 
ist die Solarpflicht im Baugenehmigungsverfahren zu prüfen. 
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 Fortsetzung Landkreis Weiter nicht nachvollziehbar ist die Festsetzung einer Grundflä-
chenzahl von 0,55 im Sondergebiet Hotel, ln der Begründung 
wird hierzu darauf hingewiesen, dass die geplante Bebauung le-
diglich eine Grundflächenzahl von 0,22 erreicht und daher die 
festgesetzte Grundflächenzahl niemals erreicht werden wird. 
Dieser Widerspruch ist aufzulösen. Sollte die Intention die Er-
möglichung eines hohen Versiegelungsgrades auf dem Hotel-
grundstück sein, kann dies durch eine entsprechende Festset-
zung der Maximalversiegelung erfolgen, wie auch bereits in an-
deren Bebauungsplänen geschehen. 

Die Begründung wird dahingehend angepasst, dass für den Hotelneubau für Hoch-
bauten und anrechenbare Außenanlagen eine Grundflächenzahl von 0,55 erforder-
lich ist.  

  Bei der textlichen Festsetzung Nr. 1.2 ist der Begriff des Carports 
umzuformulieren; entweder handelt es sich um eine offene oder 
um eine geschlossene Kleingarage. Überdachte Stellplätze sind 
separat genannt. Sollte ein Ausschlusskriterium für Massivgara-
gen generiert werden, ist dieses zu definieren, zumal im weiteren 
Text die Garage neben dem Carport zusätzlich benannt wird. 

Die Anregung wird berücksichtigt, die Festsetzung zu den Einstellplätzen im Sonder-
gebiet SO 2 wird umformuliert. Es sind nur noch Stellplätze zulässig. Carports und 
überdachte Stellplätze sind damit unzulässig. 

  Bei der textlichen Festsetzung Nr. 5.1 ist nicht klar, ob diese 
Festsetzung je Gebäude, je Fassade, je Geschoss oder je Bal-
kon angesehen werden soll. Außerdem ist hier noch die Rechts-
grundlage für diese Festsetzung zu nennen, die nicht klar ist. 

Die Festsetzung zur Steuerung der Breite von Balkonen entfällt. 

  Hinsichtlich der textlichen Festsetzung Nr. 7.1 müssen Minimal-
wert und Maximalwert definiert werden. Auch ist die Festsetzung 
bestimmt zu fassen. Hinsichtlich der Höhe ist auszuführen, dass 
diese als NN festzusetzen ist mit Geländehöhe bzw. Straßen-
mitte als Bezugspunkt. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Es wird eine Mindesthöhe von 3,50 m über der 
Geländeoberkanten festgesetzt. Es wird eine maximale Höhe von 3,80 m festge-
setzt. Bezugspunkt ist die Privatstraße. Damit ist sichergestellt, dass der Wall in der 
erforderlichen Höhe erstellt und das Ortsbild nicht übermäßig beeinträchtigt wird. Es 
wird ein Abstand von mindestens 21 Metern zwischen der Walloberkante und der 
Fahrbahnmitte der Elmendorfer Straße festgesetzt. 

  Die textlichen Festsetzungen Nr. 7.2 bis 7.4 erfordern zwingend 
die Vorlage von Immissionsgutachten in jedem baurechtlichen 
Verfahren dort, wo Lüftungssysteme zwingend erforderlich sind. 
Entsprechend müssen auch zusätzliche entsprechende gut-
achterliche oder Fachingenieur-Aussagen vorgelegt werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen sind weitge-
hender zu vermaßen. 

Der Hinweis wird beachtet. 

  Aus planungsrechtlicher Sicht wird auf folgende Punkte hinge-
wiesen: 

 



 
Gemeinde Bad Zwischenahn 

Bebauungsplan Nr. 156 – Rostrup, westlich Bachstelz enweg  

22 

   

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung Landkreis Der Bebauungsplanbereich befindet sich zu einem großen Teil 
außerhalb der straßenrechtlichen Ortsdurchfahrt. Die erforderli-
chen Mindestabstände von 20 m nach § 24 NStrG werden der 
Planungsunterlage nach nicht eingehalten. Hier wird um Korrek-
tur gebeten 

Das Baufeld 1 mit der Gemeinbedarfsfläche liegt innerhalb der straßenrechtlichen 
Ortsdurchfahrt. Hier gilt keine Bauverbotszone. 

In den übrigen Baufeldern wird die Bauverbotszone von 20 m für Hochbauten be-
rücksichtigt. In Abstimmung mit dem Straßenbaulastträger kann die  Bauverbotszone 
für Stellplätze auf 14 m reduziert werden.  

  Auch wird dringend empfohlen, im Bereich des Ferienhausgebie-
tes eine innere Erschließung vorzusehen und diese im Bebau-
ungsplan festzusetzen. Zu berücksichtigen ist hierbei, dass die 
Erschließungsstraße für eine erforderliche Rangiermöglichkeit 
auf die Einstellplätze eine Breite von mindestens 5,50 m errei-
chen muss. Bei der derzeitigen Vermaßung und dem Städtebau-
lichen Konzept wäre die Erschließungsstraße in der öffentlichen 
Grünfläche belegen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Es wird eine private Verkehrsfläche in 5,5 m Breite 
mit Anschluss an die Elmendorfer Straße festgesetzt. Die Straße verläuft parallel 
zum Lärmschutzwall.  

Die Straße sichert die Anbindung der Grundstücksflächen des Sondergebietes an 
die Elmendorfer Straße. Die die erforderlichen Stellplätze werden direkt über die Pri-
vatstraße erschlossen. Eine weitergehende Erschließung für Kraftfahrzeuge ist nicht 
vorgesehen. 

  ln der Verfahrensliste fehlt der Hinweis auf örtliche Bauvorschrif-
ten. Dieses ist nachzuholen. Insbesondere ist auch im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung (Bekanntmachungen !)usw. darauf zu 
achten, dass der Hinweis auf die örtlichen Bauvorschriften er-
folgt, da diese ansonsten nicht Bestandteil des Bebauungspla-
nes werden. 

Der Hinweis wird beachtet, die Verfahrensvermerke werden ergänzt. 

  Hinsichtlich der textlichen Festsetzung Nr. 1.1 bitte ich, bei dem 
letzten Satz aufzunehmen, dass Gebäude und Räume zum 
sonstigen Dauerwohnen nicht zulässig sind. 

Die Anregung wird berücksichtigt, die Festsetzung wird ergänzt. 

  Entsprechend der Zweckbestimmung des Sondergebietes ist im 
Bebauungsplan festzusetzen, in welchem Umfang Stellplätze 
und Garagen zulässig sind.  

Die räumliche Abgrenzung der Stellplätze erfolgt in den Sondergebieten durch die 
Abgrenzung von Flächen für Stellplätzen. Der Umfang im SO 1 (Hotel) bestimmt sich 
durch die Grundflächenzahl und die zulässige Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO (= GRZ 0,8). Im Sondergebiet SO2 sind Stellplätze nur innerhalb der ge-
kennzeichneten Fläche zulässig.. 

  Ferner ist festzusetzen, ob und inwieweit Räume für freie Berufe 
im Sinne des § 13 zulässig sind. 

Im SO 1 Hotel werden freie Berufe zugelassen. 

  Die Zulässigkeit von Stellplätzen und Garagen ist in der textli-
chen Festsetzung Nr.2 dargestellt. Im Übrigen wird um Ergän-
zung gebeten. 

Die Zulässigkeit bezieht sich auf die allgemeinen Wohngebiete und die Mischge-
biete. 

  Bei der textlichen Festsetzung Nr. 2 fällt auf, dass der letzte Ab-
satz in der textlichen Festsetzung Nr. 5.2 wiederholt wird. Hier 
wird um Abgleich gebeten. 

Der letzte Absatz in der Festsetzung 2 wird gestrichen. 
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 Fortsetzung Landkreis Hinsichtlich der gleichzeitigen Festsetzung von Gebäudehöhe 
und Firsthöhe wird auf Nr. 2.8 der Planzeichenverordnung ver-
wiesen, wonach die Höhe baulicher Anlagen als Traufhöhe, First-
höhe oder Oberkante dargestellt werden kann. Hier wird um Kor-
rektur gebeten. Auch ist nicht klar, warum beide Größenordnun-
gen festgesetzt werden. 

Es wird nur noch die Oberkante der baulichen Anlagen festgesetzt (entspricht Ge-
bäudehöhe).  

  Hinsichtlich der textlichen Festsetzung Nr. 6 wird darauf hinge-
wiesen, dass die Festsetzung für die Anzahl der zulässigen Ein-
heiten in einem Ferienhaus umzuformulieren ist, da es sich hier-
bei nicht um Wohngebäude handelt. Ferienwohnungen sind laut 
OVG Lüneburg, vgl. Urteil vom 18,09.2015 - 1 ME 126/19 keine 
Wohnungen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung. Das 
OVG Lüneburg hat jedoch in einem Urteil vom 18.09.2014 dar-
gestellt, dass auch die Anzahl der Ferienwohnungen im Sonder-
gebiet nach § 11 Absatz 2 BauNVO festgesetzt werden kann. 
Eine entsprechende Umformulierung ist hier daher erforderlich. 

Die Anzahl der Ferienwohnungen im Sondergebiet SO2 wird auf Wohneinheiten je 
Ferienhaus begrenzt und weiter differenziert. Zudem erfolgt eine direkte Zuordnung 
zum Sondergebiet. 

  Bei der textlichen Festsetzung Nr. 8.2 ist darzustellen, welche 
Fläche jeweils gemeint ist - Grundstücksfläche, angefangene 
Grundstücksfläche (?). 

Die Festsetzung 8.3 (im Entwurf jetzt 9.3) wird ergänzt. Gemeint ist je angefangene 
200m² versiegelte Grundstücksfläche (für WA,MI und SO1). Für das SO2 gilt je an-
gefangene 28m² (für SO2) zulässige Grundfläche. 

  Bei der textlichen Festsetzung Nr. 8.3 ist zu kennzeichnen, für 
welchen Bereich dieses gelten soll. Soll dieses für die Bereiche 
gelten, wo mehr als zwei Wohneinheiten zulässig sind (für die 
allgemeinen Wohngebiete 2,3 und 4)? Auch hier wird um Erläu-
terung gebeten. 

Die Festsetzung zum Anpflanzen von Straßenbäumen gilt für die öffentlichen Stell-
plätze. Die öffentlichen Stellplätze werden in der Planzeichnung gekennzeichnet.  

  Bei den örtlichen Bauvorschriften ist zunächst darzustellen, für 
welchen Geltungsbereich diese Gültigkeit haben sollen? Bei Nr. 
7 ist der Betrag von 500.000 € als mögliche Geldbuße zu nen-
nen. 

Die örtlichen Bauvorschriften werden um den Geltungsbereich ergänzt. 

Die mögliche Ordnungsstrafe wird erhöht. 

  In der Begründung wird auf 3.2.2.1 hingewiesen. Es handelt sich 
hierbei nicht um einen Änderungsbereich, sondern um die Neu-
aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 156. 

Der Hinweis wird beachtet, die Planunterlagen werden korrigiert. 
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2 Landesbehörde für Stra-
ßenbau und Verkehr 
Kaiserstraße 27, 26122 
Oldenburg 

15.09.2022 

 

Das Plangebiet liegt östlich an der Kreisstraße 125 „Elmendorfer 
Straße“ innerhalb sowie außerhalb einer gemäß § 4 (2) NStrG 
festgesetzten Ortsdurchfahrt. Die o. g. Bauleitplanung dient der 
Schaffung der planrechtlichen Voraussetzungen für die Nachnut-
zung des ehemaligen Bundeswehrkrankenhausgelände in Rost-
rup, insbesondere zur Deckung des Wohnraumbedarfs sowie 
der weiteren Übernachtungsangebote und Freizeitangebote zur 
touristischen Versorgung. 

Die verkehrliche Erschließung soll über die südliche Planstraße 
im Bestand und die neue nördliche Planstraße an die Kreisstraße 
125 „Elmendorfer Straße“ erfolgen. 

Der Landkreis Ammerland ist, vertreten durch die Niedersächsi-
sche Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr - Geschäfts-
bereich Oldenburg (NLStBV - OL), als Straßenbaulastträger der 
Kreisstraße 125 „Elmendorfer Straße“ unmittelbar betroffen. 

Die allgemeinen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  1. Zustimmung der NLStBV - OL zum Bebauungsplan Nr. 156 - 
Rostrup, westlich Bachstelzenweg -: 

Die planrechtliche Absicherung liegt bei der Gemeinde Bad Zwi-
schenahn und die Gemeinde Bad Zwischenahn muss folgende 
Punkte erfüllen, um die Zustimmung der NLStBV - OL im Beteili-
gungsverfahren nach § 4 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) zu 
erhalten 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen- 

  Der Forderungskatalog besteht aus den unten aufgelisteten Be-
dingungen. 

 

  1.1 Sichtdreiecke: 

Mit Bezug auf die öffentliche Straßenverkehrsfläche an der Kreis-
straße 125 „Elmendorfer Straße" weise ich darauf hin, dass die 
Vorgaben der Richtlinien für die Anlage von Landstraßen (RAL 
2012) und der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 
2006) bzgl. der freizuhaltenden Sichtdreiecke zu beachten sind. 
Ich bitte um die nachrichtliche Übernahme und die Darstellung 
der Sichtdreiecke in der Planunterlage. 

 

Die Sichtdreiecke werden in die Planzeichnung übernommen und berücksichtigt.  
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 Fortsetzung Landesbe-
hörde für Straßenbau 
und Verkehr 

1.2 Schallemissionen: 

Der Geltungsbereich ist u.a. durch die vom Verkehr auf der Kreis-
straße 125 „Elmendorfer Straße" ausgehenden Emissionen be-
lastet. Ich weise darauf hin, dass aus dem Gebiet der o.g. Bau-
leitplanung keine Ansprüche aufgrund der von der Kreisstraße 
125 „Elmendorfer Straße" ausgehenden Emissionen bestehen 
und ich bitte einen entsprechenden nachrichtlichen Hinweis in 
die Planzeichnung des Bebauungsplanes aufzunehmen. 

 

Der Hinweis wird in die Planzeichnung aufgenommen. 

  1.3 Baugrundgutachten: 

Es ist ein qualifiziertes Baugrundgutachten für die notwendigen 
Ausbaumaßnahmen auf der Kreisstraße 125 „Elmendorfer 
Straße" zu erstellen. Anhand der erstellten Bohrkerne lässt sich 
der Straßenaufbau ermitteln, damit ein richtlinienkonformer Stra-
ßenaufbau nach den Richtlinien für die Standardisierung des 
Oberbaus von Verkehrsflächen (RStO 2012) eingebaut werden 
kann. 

 

Die Anregung wird im Rahmen der Erschließungsplanung auf der Umsetzungsebene 
berücksichtigt.  

  1.4 Vorentwurfsplanung, öffentliche Verkehrsfläche: 

Auf der Kreisstraße 125 „Elmendorfer Straße" wird gemäß des 
vorliegenden Bebauungsplanes Nr.156 - Rostrup, westlich Bach-
stelzenweg - eine öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 
Es lässt sich derzeit nicht bestimmen, ob die dargestellte Ver-
kehrsfläche für die geplanten und notwendigen Ausbauten der 
vorhandenen Verkehrsanlage ausreichend dimensioniert ist. In 
Bezug auf den Bebauungsplan kann der festgesetzten Verkehrs-
fläche für die K 125 „Elmendorfer Straße" nicht zugestimmt wer-
den. Laut der VV-BauGB (Verwaltungsvorschriften zum Bauge-
setzbuch) muss der NLStBV - OL ein ausgearbeiteter Vorentwurf 
gemäß den Richtlinien für die Anlage von Landstraßen (RAL 
2012), den Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 
2006) sowie nach der RE 2012 zur Überprüfung und Abstim-
mung vorgelegt werden. Der jeweilige technische Vorentwurf 
muss aus einem Lageplan, Höhenplan, Querschnitt und einer 
Kostenberechnung bestehen. 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. Ein Ausbauplan wird durch ein Fachbüro erstellt. 
Auf dieser Grundlage wird die Festsetzung der öffentliche Verkehrsfläche im An-
schlussbereich der Planstraße an die Elmendorfer Straße festgesetzt.  

Zudem wird im südlichen Abschnitt ein Teil der Elmendorfer Straße in den Geltungs-
bereich aufgenommen, um optional den Bau einer Brücke zu sichern. 



 
Gemeinde Bad Zwischenahn 

Bebauungsplan Nr. 156 – Rostrup, westlich Bachstelz enweg  

26 

   

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung Landesbe-
hörde für Straßenbau 
und Verkehr 

Dabei sind die Punkte: Trassierungsparameter der Verkehrsan-
lage, die Sichtdreiecke, die Oberflächenentwässerung, die 
Schleppkurven, die Abbiegeradien, die Abbiegestreifen, die Ne-
benanlage parallel zur K 125 „Elmendorfer Straße" sowie der 
Seitengraben einzuplanen. 

In der Planunterlage muss die Verziehungslänge mit den Vorga-
ben aus der jeweiligen Richtlinie überprüft werden und es muss 
die neue Aufstelllänge der jeweiligen Linksabbiegestreifen gra-
fisch dargestellt werden. 

Der Vorentwurf ist die qualifizierte Grundlage für die Erschlie-
ßung des neuen Plangebietes. 

Siehe oben 

  Die Planung ist nach erfolgter Vorabstimmung mit der NLStBV - 
OL einem Sicherheitsaudit nach RSAS 2019 von einem zertifi-
zierten Sicherheitsauditoren zu unterziehen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

  Ich bitte um die schriftliche Benachrichtigung über die Abwägung 
meiner vorgetragenen Forderungen vor Veröffentlichung der 
Bauleitplanung. 

Der Hinweis wird beachtet. 

  Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 
38.2 der Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung 
von zwei Ablichtungen der gültigen Bauleitplanung. 

Der Hinweis wird beachtet. 

3 Verkehrsverbund Bre-
men/Niedersachsen 
Am Wall 165-167 
28195 Bremen 

07.09.2022 

 

Wir haben kein Bedenken bezüglich der oben genannten Pla-
nungen. 

Wir möchten Sie bitten, die Aussagen zum öffentlichen Perso-
nennahverkehr zu ergänzen: Die Linie 350 verkehrt zwischen 
Rostrup und Oldenburg zweimal in der Stunde. Die Linien 371, 
396 und 399 sind ausschließlich auf die Bedürfnisse der Schü-
lerbeförderung ausgelegt. 

 

 

Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen. 

  Das Baufeld 4 liegt mit ca. 750 m Entfernung von der Haltestelle 
„Park der Gärten" schon über den im Konzept „ÖPNV-orientierte 
Siedlungsentwicklung" genannten 500 m. Aufgrund des Misch-
gebiets von Wohnbebauung, Hotel und Ferienhäusern empfeh-
len wir den Aufbau einer weiteren Haltestelle im Bereich Bauab-
schnitt 3 bzw. 4 einzurichten. 

Der Hinweis wird beachtet. Es erfolgt eine Prüfung außerhalb des Verfahrens. 
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 Fortsetzung VBN Darüber hinaus sollten auch die Haltepunkte der Haltestelle 
„Park der Gärten, die direkt am Straßenrand liegen, barrierefrei 
ausgebaut werden. In diesem Zusammenhang weisen wir auf 
das VBN-Haltestellenkonzept hin, welches in der aktuellen Fas-
sung (6. Auflage) unter https://www.vbn.de/vbn/presse-
news/publikationen zu finden ist. 

Der Hinweis wird beachtet. Es erfolgt eine Prüfung außerhalb des Verfahrens. 

  Der Sachverhalt ist mit dem Landkreis Ammerland und dem 
Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen 
(ZVBN) abgestimmt. Dieses Schreiben gilt in Bezug auf den öf-
fentlichen Personennahverkehr als gemeinsame Stellung-
nahme. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

4 Ammerländer Wasser-
acht 
An der Krömerei 6a 
26655 Westerstede 

02.09.2022 

 

Mit Schreiben vom 08.08.2022 bitten Sie um Stellungnahme zum 
o.g. B-Planverfahren und dazugehöriger Änderung des FNP. 
Dieser Bitte kommt die Ammerländer Wasseracht (AWA) wie 
folgt gerne nach. 

 

Das Plangebiet liegt im Einzugsbereich des Zwischenahner 
Meeres, so dass bei geplanter Einleitung des im Plangebiet an-
fallenden Oberflächenwassers die wasserwirtschaftlichen Be-
lange des Zwischenahner Meeres berücksichtigt werden müs-
sen. 

Ausweisungen von Wohn-, Misch- und Gewerbeflächen führen 
i.d.R. zu vermehrten und erhöhten Oberflächenwasserabflüssen, 
die bei ungedrosselter Einleitung in Gewässer wesentlich zu ei-
ner Verschärfung des Abflusses beitragen. Vor dem Hintergrund 
der bekannten Belastung des Zwischenahner Meeres infolge des 
Eintrags von Nährstoffen ist im konkreten Fall neben der quanti-
tativen Betrachtung des Oberflächenwassers aus dem Plange-
biet auch der qualitative Aspekt zu berücksichtigen. 

 

Ein Entwässerungskonzept wurde durch das Fachbüro Börjes GmbH & Co. KG er-
stellt und für die Entwurfsfassung mit Stand vom September 2024 vorgelegt.  

Das Oberflächenwasser wird in das Zwischenahner Meer eingeleitet. Auf der Grund-
lage des Maßnahmenkonzepts „Sanierung des Zwischenahner Meeres“ ist eine Be-
handlung des Niederschlagswassers erforderlich, um den Nährstoffeintrag von 
Phosphor (P) zu reduzieren. Hierzu sind Retentionsbodenfilter oder Schilfpolder vor-
zusehen. Aufgrund der Höhenverluste zwischen Zu- und Ablauf eines Retentionsbo-
denfilters ist diese Behandlungsanlage in der vorhandenen Topographie nicht im 
Freigefälle zu betreiben, daher werden für das Bebauungsplangebiet Schilfpolder 
vorgesehen.    

Der Bebauungsplan Nr. 156 umfasst mehrere Baufelder. Aufgrund der Geländeto-
pographie wird empfohlen, das Baufeld 1 getrennt vom restlichen Gebiet zu entwäs-
sern und zwei Schilfpolder vorzusehen, je einer für das Baufeld 1 und einer für die 
Baufelder 2 - 4. Als Standort für die Schilfpolder ist das Gelände vorgesehen, das 
als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen werden soll. Durch flache und geschwun-
gene Böschungen werden die Schilfpolder naturnah gestaltet. 
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 Fortsetzung Ammerlän-
der Wasseracht 

Bei Beachtung der nachfolgenden Auflagen und Hinweise beste-
hen gegen die o.g. Bauleitplanung und FNP-Änderung keine 
grundsätzlichen Bedenken: 

Die schadlose Oberflächenentwässerung des Plangebietes ist - 
in quantitativer und qualitativer Hinsicht - parallel zur Fortführung 
der Bauleitplanung in einem Entwässerungskonzept nachzuwei-
sen und mit der Ammerländer Wasseracht und der Unteren Was-
serbehörde des Landkreises Ammerland abzustimmen. Eine 
Verschärfung des Abflusses im Einzugsgebiet des Zwischenah-
ner Meeres ist auszuschließen. Vor dem Hintergrund der erfor-
derlichen Klimafolgenanpassung sind bei der Dimensionierung 
der wasserwirtschaftlichen Anlagen ausreichende Sicherheiten 
einzuplanen (u.a. Jährlichkeiten von mind. n > 10). 

Vor dem Hintergrund der erforderlichen Klimafolgenanpassung 
sind auch die wasserwirtschaftlichen Aspekte wie z.B. Anpas-
sung der Bauleitplanung an vermehrte und verstärkte Starknie-
derschlagsereignisse im B-Plan Nr. 156 zu berücksichtigen. Der 
Begründung zum B-Plan Nr. 156 sind diesbezüglich keine Infor-
mationen zu entnehmen. Der Aussage „Den Belangen des Kli-
maschutzes und der Klimaanpassung ist in der vorliegenden Pla-
nung ausreichend Rechnung getragen.“ in Kapitel 3.2.6 wird da-
her widersprochen. Die Planung sollte hier entsprechend ange-
passt werden. 

Das Niederschlagswasser gelangt über einen Geschiebefang mit Tauchwand in den 
Schilfpolder. Durch die verringerte Fließgeschwindigkeit in der Fläche werden Fest-
stoffe abgesetzt, zudem begünstigt der Schilfbestand die Sedimentationsleistung. 
Schilfblätter und Schilfhalme können an ihren Oberflächen feine, schlecht sedimen-
tierbare Feststoffe und daran adsorbierte Schadstoffe wie Schwermetalle und Phos-
phor zurückhalten. Die abgedichteten Schilffläche wird nicht im Dauerstau betrieben, 
damit keine anhaltenden reduzierenden Bedingungen in der Sedimentschicht ent-
stehen. Nach dem Abfluss jedes Regenereignisses fällt die Oberfläche trocken. Ein 
Mindestwasserspiegel von 0,10 m bis 0,20 m in der Wurzelraumschicht gewährleistet 
die Wasserversorgung des Schilfs während Trockenperioden.  

Das erforderliche Rückhaltevolumen für das Baufeld 1 beträgt rd. 680 m³. Mit einer 
geplanten Böschungsneigung von 1 : 3 und einem rundumlaufendem Unterhaltungs-
weg von ca. 3 m ergibt sich daraus ein Flächenbedarf von rund 1.800 m².Für die 
Baufelder 2 bis 4 ergibt sich ein erforderliches Speichervolumen von 1.655 m³. Mit 
einer geplanten Böschungsneigungen von 1:6 und einem rundumlaufendem Unter-
haltungsweg von ca. 3 m ergibt sich daraus ein Flächenbedarf von rund 4.000 m². 
Die Ableitung des Niederschlagswasser für das Baufeld 2 – 4 erfolgt über einen Gra-
ben. 

Für die Berechnung des erforderlichen Regenrückhaltevolumens wird in Absprache 
mit der unteren Wasserbehörde Ammerland und der Ammerländer Wasseracht ein 
5-jährliches Regenereignis zugrunde gelegt. 

  Auf Grundlage des Entwässerungskonzeptes sind die Entwurfs- 
und Genehmigungsplanung zur Erschließung des Bebauungspl-
angebietes Nr. 156 im Rahmen der erforderlichen wasserwirt-
schaftlichen Genehmigungen und Erlaubnisse zur Einleitung von 
Oberflächenwasser in öffentliche Gewässer, Herstellung von Re-
genrückhalteeinrichtungen etc. bei der unteren Wasserbehörde 
des Landkreises Ammerland zur Genehmigung rechtzeitig ein-
zureichen. 

Der Hinweis wird in der Erschließungsplanung beachtet. 

  Erforderliche wasserwirtschaftliche Maßnahmen sind vor einer 
Bebauung des Plangebietes herzustellen. 

Der Hinweis wird in der Erschließungsplanung beachtet. 

  Schadensersatzansprüche Dritter, die infolge der Erschließung 
des Bebauungsplangebietes Nr. 156 entstehen, gehen zu Lasten 
des Antragstellers bzw. dessen Rechtsnachfolgers. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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5 Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 

26.08.2022 

 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir 
zum o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 

Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, 
verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den Baugrund-
verhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kartenserver. Die Hin-
weise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen 
keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Bau-
grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische 
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung 
des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 
und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen. 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

  Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder 
eine Bewilligung gem. § 8 BBergG erteilt und/oder ein Berg-
werkseigentum gem. §§ 9 und 149 BBergG verliehen bzw. auf-
rechterhalten wurde, können Sie dem NIBIS-Kartenserver ent-
nehmen. Wir bitten Sie, den dort genannten Berechtigungsinha-
ber ggf. am Verfahren zu beteiligen. Rückfragen zu diesem 
Thema richten Sie bitte direkt an markscheiderei@lbeg.nieder-
sachsen.de. 

 

  Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbauge-
rechtigkeiten finden Sie unter www.lbeg.niedersachsen.de/Berg-
bau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte. 

 

  In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir 
keine weiteren Hinweise oder Anregungen. 

 

  Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte 
gegenüber den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vo-
rausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme 
wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die ver-
fügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu inter-
pretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stel-
lungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschrif-
ten und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Be-
willigungen oder objektbezogene Untersuchungen. 
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6 LGLN, Kampfmittelbe-
seitigungsdienst 
Dorfstraße 19 
30519 Hannover 

14.09.2022 

 

Sie haben das Landesamt für Geoinformation und Landesver-
messung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - 
Hannover (Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) 
als Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu entnehmen Sie 
bitte der zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefah-
renerforschung empfohlen wird, mache ich darauf aufmerksam, 
dass die Gemeinden als Behörden der Gefahrenabwehr auch für 
die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zuständig sind. 

 

  Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische 
Erkundung sein, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung 
von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet wer-
den (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte 
Luftbilder zu Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauord-
nungsrechts kostenfrei auszuwerten. Die Luftbildauswertung ist 
vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz 
(NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwal-
tungskostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kostenpflich-
tig. 

 

  Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen beträ gt der-
zeit beim KBD ca. 16 Wochen ab Antragstellung. Da d iese 
Zeitspanne zwischen Erteilung einer Baugenehmigung und 
dem Baubeginn erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, emp-
fehlen wir den Kommunen eine recht zeitige Antragstellung.  
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 Fortsetzung LGLN, 
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 

Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchge-
führt werden soll, bitte ich um entsprechende schriftliche Auf-
tragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und der 
Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link abrufen kön-
nen: 

http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseiti-
gung/luftbildauswertung/kampfmittelbeseitigungsdienst-nieder-
sachsen-163427.html 

Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Niedersachsen die folgenden Erkenntnisse vor (siehe beigefügte 
Kartenunterlage): 

Empfehlung: Luftbildauswertung  

Fläche A 

Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht voll-
ständig ausgewertet. 

Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung durchge-
führt. 

Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 

Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 

Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. 

 

 

 

 

Die Hinweise zur Kampfmittelerforschung werden zur Kenntnis genommen. 

Die Kampfmittelräumung erfolgt im Rahmen des Bodenmanagements und der Revi-
talisierung des Geländes durch die M&P Ingenieurgesellschaft und wurde in einem 
Bericht mit Stand vom 18.01.2023 dokumentiert.  

Die Felder ehemaligen Ärztehäuser wurden nicht geräumt. Hier gilt eine zeitlich be-
dingte Festsetzung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB. Innerhalb der umgrenzten Flä-
chen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind (gemäß 
§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB), sind die festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen 
und Anlagen erst zulässig, wenn der Boden von den Altlasten geräumt ist. Die Flä-
chen sind auf der Planzeichnung gekennzeichnet und befinden sich in der geplanten 
Fläche für Gemeinbedarf. 

  In der vorstehenden Empfehlung sind die Erkenntnisse aus der 
Zeit vor der Einführung des Kampfmittelinformationssystems 
Niedersachsen (KISNi), dem 11.06.2018, nicht eingeflossen, da 
sie nicht dem Qualitätsstand von KISNi entsprechen. Sie können 
natürlich trotzdem von den Kommunen in eigener Zuständigkeit 
berücksichtigt werden. 

 

  Bitte senden Sie uns, nach Übernahme unserer Stellu ng-
nahme, zur Arbeitserleichterung keine weiteren Schr eiben 
in dieser Angelegenheit zu.  
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 Fortsetzung LGLN, 
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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 Fortsetzung LGLN, 
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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7 Nds. Landesforsten 
Forstamt Neuenburg 
Zeteler Straße 18 
26340 Zetel 

17.08.2022 

 

Ich habe den Vorgang anhand der öffentlich ausgelegten Unter-
lagen, insbesondere des Bebauungsplanes, der Begründung 
und eines landeseigenen Luftbildes aus dem Jahr 2020 geprüft. 
Ebenso habe ich für meine Prüfung ein historisches Bild von 
Google Earth (2008) mit einbezogen. 

Zu dem Vorgang gebe ich die folgende Stellungnahme ab: 

 

  Das Niedersächsische Gesetz über den Wald und die Land-
schaftsordnung (NWaldLG) beschreibt in § 1 die Ziele des Ge-
setzes. Danach ist Wald wegen seiner Nutz-, Schutz- und Erho-
lungsfunktion zu erhalten (gleichrangige Funktionen des Wal-
des), erforderlichenfalls zu mehren und seine ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.   

  Die Außengrenzen der Flächennutzungsplanänderung sowie 
des Bebauungsplanes 156 sind deckungsgleich. Auf Grund der 
ehemaligen Nutzung auf der Planfläche wurde diese in den ver-
gangenen Jahren, bis auf einen kleinen Bereich im Südwesten, 
vollständig auf militärische Altlasten (Munitionsreste etc.) geprüft 
und komplett beräumt. Auf dem aktuellen Luftbild (2020) ist nur 
noch eine beräumte Fläche zu erkennen. Zum vorherigen Zu-
stand wird in der Begründung mit Umweltbericht zum B-Plan Nr. 
156 (Vorentwurf) auf Seite 39 folgendes ausgesagt: 

 

  „Im August 2013 wurde eine Biotoptypenkartierung des Ur-
sprungsbestandes durchgeführt, auf Grundlage dessen der da-
malige Bestandswert des Geländes ermittelt und in die Eingriffs-
bilanzierung eingestellt wurde. Hierbei handelte es sich neben 
den Gebäuden, Zufahrten und versiegelten Plätzen auch um ein-
zelne grasreiche Grünflächen sowie insbesondere um den Anteil 
an Gehölzen, die den Charakter des Gebietes mit markanten 
Einzelbäumen bis zu dichten linearen Strauch-Baumhecken be-
stimmten. " 

Aus der Kartierung von 2013 durch das Büro IDN und der aus der Kartierung resul-
tierenden Biotoptypenkarte (IDN Stand 2016), die Grundlage der Flächenbeurteilung 
vor der Kampfmittelräumung gewesen ist, zeigt neben den umfangreichen Versiege-
lungen, Straßen, etc. und grasreichen, brachliegenden Plätzen, auch Gebüsche und 
Gehölzbestände. Diese sind innerhalb des Kasernengeländes mit den siedlungsty-
pischen Strukturen wie folgt beschrieben und bewertet worden (aufgelistet sind nur 
die Strukturen des Bebauungsplangebietes): 
HSE: Siedlungsgehölz aus überwiegend einheimischen Baumarten 
HEA: Allee/Baumreihe des Siedlungsbereichs 
HEB: Einzelbaum/Baumgruppe des Siedlungsbereiches  
BZE: Ziergebüsch aus überwiegend einheimischen Gehölzarten 
BZN: Ziergebüsch aus überwiegend nicht einheimischen Gehölzarten 
BRU: Ruderalgebüsch 
BRR: Rubus-Gestrüpp 
BMS: mesophiles Weißdorn-/Schlehengebüsch 
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 Fortsetzung Nds. Lan-
desforsten 

Ein damals wohlmöglich erstellter Biotoptypenplan ist in der jet-
zigen Planungsbeteiligung nicht aufgelistet. 

Das historische Luftbild von 2008 (die Rechtsprechung zum 
NWaldLG lässt diese ausdrücklich zu) könnte vermuten lassen, 
dass einige Gehölzflächen als Wald i. S. des § 2 (3) des Nieder-
sächsischen Gesetzes über den Wald und die Landschaftsord-
nung (NWaldLG) einzuordnen wären. Eine genauere Überprü-
fung ist derzeit nicht möglich. Ich bitte daher darum, mich erneut 
im Verfahren „nach § 4 (2) BauGB" zu beteiligen und in diesem 
Verfahren auch den v. g. Biotoptypenplan mit auszulegen. 

Die Biotoptypenkarte von IDN (2016) wird den Auslegungsunterlagen beigefügt. 

Da die Eingriffsregelung zum Zeitpunkt der Kampfmittelräumung im Rahmen eines 
landschaftspflegerischen Begleitplanes zur Baugenehmigung erfolgt ist und die Bau-
leitplanung den Stand nach der Kampfmittelräumung berücksichtigt, sind die alten 
Bestandspläne nicht mehr aufgeführt worden Wie oben aufgelistet, sind im Rahmen 
der Biotopkartierung 2016 keine Waldflächen abgegrenzt worden. Waldkomplexe, 
wie sie auch derzeit noch vorhanden sind, schließen sich erst auf dem angrenzenden 
Gelände an und bilden vor allem einen zusammenhängenden Biotopkomplex ver-
schiedener Waldbiotope parallel des Zwischenahner Meeres. Auch sind Wälder auf 
den nördlich angrenzenden Flächen vorhanden. 

  Für den Fall, dass Wald i. S. des § 2 (3) des NWaldLG auf der 
Planfläche aufstockte, erlauben Sie mir bitte vorsorglich noch ei-
nige Hinweise: 

Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen, kommen aber nicht 
zum Tragen, da durch die Planung zum Bebauungsplan Nr. 156 keine Waldflächen 
überplant werden.  

  Die Planfläche soll nach den mir vorliegenden Unterlagen kom-
plett überplant und in andere/neue Nutzungsarten überführt wer-
den. Eine vollständige Rodung eines Waldbestandes ist grds. 
bzw. unter bestimmten Voraussetzungen möglich, die Fläche 
verliert damit aber nicht den Status „Wald" i. S. des § 2 (3) des 
NWaldLG. Die Waldeigenschaft kann durch die Umgestaltung ei-
ner Waldfläche in eine andere Nutzungsart verloren gehen. Die 
Überführung einer Waldfläche in eine andere Nutzungsart stellt 
dann eine Waldumwandlung nach § 8 NWaldLG dar und wäre 
durch die Waldbehörde zu genehmigen. Gemäß § 8 (2) Nr. 1 
NWaldLG bedarf es der Genehmigung nicht, soweit die Um-
wandlung u. a. durch einen Bebauungsplan oder eine städtebau-
liche Satzung erforderlich wird. Die dafür zuständige Behörde hat 
aber § 8, Absätze 3 bis 8 NWaldLG anzuwenden, abzuwägen 
und einvernehmlich mit der Waldbehörde zu entscheiden. Ist 
eine Waldumwandlung unausweichlich, so ist sie durch eine Aus-
gleichs- oder Ersatzaufforstung zu kompensieren (§ 8, (4) 
NWaldLG). 

Waldflächen sind nicht direkt betroffen, aber grenzen im Norden unmittelbar an. Zu 
dem innerhalb des Plangebiets im Norden vorgesehenen Ferienhausgebiet (SO 2) 
grenzt, getrennt durch den Bachstelzenweg, grenzt eine Waldfläche (Bodensaurer 
Buchenwald lehmiger Böden des Tieflands) an. Zur Berücksichtigung eines Waldab-
standes wurde die überbaubare Fläche im SO 2 in dem betroffenen Teilbereich auf 
20 m Abstand vom Wald zurückgenommen. 

  Sollte eine Waldfläche zu kompensieren sein, könnte eine solche 
Ersatzaufforstung auch auf der Fläche des im Osten geplanten 
Landschaftspark (u.a. ehemalige Krankenhausfläche) vorge-
nommen und als Wald festgesetzt werden. 

Da im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 156  keine Waldumwandlung er-
folgt, besteht kein Erfordernis für eine Ersatzaufforstung. 
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8 Landwirtschaftskammer 
Forstamt Weser-Ems 
Gertrudenstraße 22 
26121 Oldenburg 

14.09.2022 

 

Meine Prüfung hat ergeben, dass im Sinne des § 2 NWaldLG 
Wald nicht direkt betroffen ist. 

Im Bereich des Bachstelzenweges, im Übergang zum Zwische-
nahner Meer, befindet sich angrenzend zum Baubereich Wald. 
Die baulichen Anlagen im Planungsbereich sollten aus Sicher-
heitsgründen einen Mindestabstand von 30 m (eine durchschnitt-
liche Baumlänge) zum dort angrenzenden Wald einhalten. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Zur Berücksichtigung eines Waldabstandes wurde die überbaubare Fläche im SO 2 
in dem betroffenen Teilbereich auf 20 m Abstand vom Wald zurückgenommen. 

  Ist dies aus planerischen und / oder bautechnischen Gründen 
nicht möglich, sollte der Eigentümer der angrenzenden Waldflä-
chen von Schadensersatzansprüchen an den baulichen Anlagen 
durch herabstürzende Äste bzw. Bäume, etc. freigestellt werden. 

Die Gemeinde wird eine entsprechende Vereinbarung treffen. 

  Im Vorfeld ist m.E. auf eine einvernehmliche Regelung zwischen 
den Beteiligten zur Verkehrssicherungspflicht hinzuwirken. 

Der Hinweis wird beachtet. 

  Bei Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen (z.B. Ersatzaufforstung) 
kann das Forstamt Weser-Ems beratend hinzugezogen werden. 

Da im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 156 keine Waldumwandlung er-
folgt, besteht kein Erfordernis für eine Ersatzaufforstung. 

  Ansonsten bestehen aus meiner Sicht keine Bedenken gegen 
das Vorhaben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

9 EWE Netz GmbH 
Cloppenburger Str. 302 
26133 Oldenburg 

19.08.2022 

 

Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öf-
fentlicher Belange. 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befin-
den sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE 
NETZ GmbH. 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
achtet. 

  Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und 
Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen we-
der beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet 
werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anla-
gen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beein-
trächtigt werden. 
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 Fortsetzung EWE Netz 
GmbH 

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpas-
sung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neu-
herstellung der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder an-
derer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen 
Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. Glei-
ches gilt auch für die gegebenenfalls notwendige Erschließung 
des Plangebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch 
EWE NETZ. Bitte planen Sie in diesem Fall Versorgungsstreifen 
bzw. -korridore für Telekommunikationslinien, Elektrizitäts- und 
Gasversorgungsleitungen gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m) mit 
ein. Weiterhin kann für die Stromversorgung von Baugebieten o. 
Ä. zusätzlich die Installation einer Trafostation erforderlich sein. 
Für die Auswahl eines geeigneten Stationsplatzes (ca. 6m x 4m) 
möchten wir Sie bitten, uns in weitere Planungen frühzeitig mit 
einzubinden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
achtet. 

  Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches 
Versorgungskonzept umgesetzt wird oder im Schwerpunkt auf 
den Einsatz von fossilen Brennstoffen (z.B. durch Einsatz von 
Wärmepumpen o. ä.) verzichtet werden soll. 

 

  Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von 
dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ 
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die 
EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung 
vertraglich geregelt. 

 

  Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anre-
gungen vorzubringen. 

 

  Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubezie-
hen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall 
der Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen 
durch EWE NETZ, denn hierfür sind beispielsweise Lage und 
Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ableitenden 
wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. 
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 Fortsetzung EWE Netz 
GmbH 

Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern 
sich dabei. Dies kann im betreffenden Planbereich über die Lauf-
zeit Ihres Verfahrens/Vorhabens zu Veränderungen im zu be-
rücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir 
freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über unser 
modernes Verfahren der Planauskunft zur Verfügung stellen zu 
können - damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage veral-
teten Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie sich deshalb gern 
jederzeit über die genaue Art und Lage unserer zu berücksichti-
genden Anlagen über unsere Internetseite: https://www.ewe-
netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
achtet. 

  Bitte schicken Sie uns Ihre Anfragen und Mitteilungen zukünftig 
ausschließlich an unser Postfach info@ewe-netz.de und ändern 
zudem die Anschrift der EWE NETZ GmbH in Ihrem System: 
Cloppenburger Str. 302, 26133 Oldenburg. Sollte ein E-Mail-Ver-
sand nicht möglich sein, nutzen Sie bitte nur diese postalische 
Anschrift! 

 

  Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpartner 
Katja Mesch unter der folgenden Rufnummer: 015174493155. 

 

10a Vodafone GmbH / Voda-
fone Deutschland GmbH 
Vahrenwalder Str. 236 
30179 Hannover 

12.09.2022 

 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 09.08.2022. 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unse-
res Unternehmens, deren Lage auf den beiliegenden Bestands-
plänen dargestellt ist. Wir weisen darauf hin, dass unsere Anla-
gen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern sind, 
nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert 
werden dürfen. 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
achtet. 

  Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung unserer Tele-
kommunikationsanlagen erforderlich werden, benötigen wir min-
destens drei Monate vor Baubeginn Ihren Auftrag an TDRC- 
N.Bremen@vodafone.com, um eine Planung und Bauvorberei-
tung zu veranlassen sowie die notwendigen Arbeiten durchfüh-
ren zu können. 

 

  Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. (z.B. bei städ-
tebaulichen Sanierungsmaßnahmen) die durch den Ersatz oder 
die Verlegung unserer Telekommunikationsanlagen entstehen-
den Kosten nach § 150 (1) BauGB zu erstatten sind. 
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 Fortsetzung Vodafone  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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 Fortsetzung Vodafone  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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 Fortsetzung Vodafone  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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10b Vodafone GmbH / Voda-
fone Deutschland GmbH 
Vahrenwalder Str. 236 
30179 Hannover 

12.09.2022 

 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 09.08.2022. 

Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen Wirt-
schaftlichkeitskriterien. Dazu erfolgt eine Bewertung entspre-
chend Ihrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei Interesse set-
zen Sie sich bitte mit dem Team Neubaugebiete in Verbindung: 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
achtet. 

  Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH  
Neubaugebiete KMU  
Südwestpark 15  
90449 Nürnberg 

Neubaugebiete.de@vodafone.com 

 

  Bitte legen Sie einen Erschließungsplan des Gebietes Ihrer Kos-
tenanfrage bei. 

 

  
Weiterführende Dokumente: 
• Kabelschutzanweisung Vodafone GmbH 
• Kabelschutzanweisung Vodafone Deutschland GmbH 
• Zeichenerklärung Vodafone GmbH 
• Zeichenerklärung Vodafone Deutschland GmbH 

 

11 Glasfaser NordWest 
GmbH & Co. KG 
Am Küstenkanal 8 
26131 Oldenburg 

19.09.2022 

 

Vielen Dank für die Information, dass sich der Bebauungsplan in 
der Aufstellung befindet. 
Sobald diese rechtskräftig sind, würden wir uns freuen, wenn Sie 
uns dies über unsere Homepage melden. (Glasfaser Nordwest: 
Schnellstes Internet durch Glasfaser für Neubaugebiete (glasfa-
ser-nordwest.de)) 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
achtet. 

  Im Anschluss werden unsere Experten die Gebiete für eine Er-
schließung mit Glasfaser bewerten und Ihnen eine Rückmeldung 
geben. 
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12 Nds. Landesamt für 
Denkmalpflege 
Abt. Archäologie 
Ofener Straße 15 
26121 Oldenburg 

14.09.2022 

 

Seitens der Archäologischen Denkmalpflege werden zu o. g. 
Planungen keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. 

Aus dem ehemals als Bundeswehrkrankenhaus genutzten und 
inzwischen weitgehend geräumten Plangebiet sind nach unse-
rem derzeitigen Kenntnisstand keine archäologischen Fundstel-
len bekannt. Da die Mehrzahl archäologischer Funde und Be-
funde jedoch obertägig nicht sichtbar ist, können sie auch nie 
ausgeschlossen werden. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die Begründung wird hierzu ergänzt. 

  Der Hinweis auf die Meldepflicht von Bodenfunden ist bereits in 
den Planungsunterlagen enthalten und sollte unbedingt beachtet 
werden. 

 

13 Oldenburgische Indust-
rie- und Handelskammer 
Moslestraße 8 
26122 Oldenburg 

16.09.2022 

 

Die Gemeinde Bad Zwischenahn möchte die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für die Nachnutzung des ehemaligen 
Bundeswehrkrankenhausgeländes schaffen. Im Plangebiet sol-
len ein Hotel und ein Feriendorf mit weiteren Freizeitangeboten 
angesiedelt werden. Zudem sollen Wohnbauflachen ausgewie-
sen werden. Als Arten der baulichen Nutzung sind ein Sonder-
gebiet Hotel (SO), ein Sondergebiet Ferienhausgebiet (SO) und 
ein allgemeines Wohngebiet (WA) vorgesehen. 

Die Hinweise zu den Planungszielen werden zur Kenntnis genommen. Die Planungs-
ziele wurden geändert. Statt eines allgemeinen Wohngebietes werden nunmehr im 
Baufeld 1 zunächst Flächen für den Gemeinbedarf und im Baufeld 2 zusätzlich ein 
Mischgebiet festgesetzt.  

Aufgrund der Bewerbung zur Landesgartenschau 2030 soll für das Baufeld 1 die 
Wohnbebauung entfallen und zwei Gemeinbedarfsflächen entstehen. Die größere 
Fläche soll als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ aus-
gewiesen werden.  Die Fläche im Anschluss an die Behring-Straße soll sozialen 
Zwecken dienen und erhält daher die Zweckbestimmung „Kita/Hospiz“.  
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 Fortsetzung Oldenburgi-
sche Industrie- und Han-
delskammer 

Wir nehmen zu dem Vorhaben wie folgt Stellung; 

Zur Steuerung des Einzelhandels  

Die Gemeinde Bad Zwischenahn orientiert sich bei der Steue-
rung des Einzelhandels am dem von der CIMA Beratung und Ma-
nagement GmbH erarbeitetem und vom Rat der Stadt beschlos-
senen „Einzelhandelskonzept für die Gemeinde Bad Zwischen-
ahn" aus dem Jahr 2014 (EHK). Ein Einzelhandelskonzept ist die 
Basis für eine gezielte verträgliche und städtebaulich-funktionale 
Einzelhandelsentwicklung in einer Kommune. Es schafft Pla-
nungssicherheit für Politik, Verwaltung, Bürger und Investoren, 
wenn es konsequent umgesetzt wird. Erst die verlässliche Um-
setzung macht ein Einzelhandelskonzept zu einem starken In-
strument. 

Das Plangebiet befindet sich in der Ortschaft Rostrup. Durch des 
Planvorhaben wird eine städtebaulich Integrierte Lage entste-
hen. Die Ansiedlungsmatrix der Standortkategorien des EHK 
sieht für solche Standorte vor, dass: 

Die Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Einzelhandelskonzept  wurde fort-
geschrieben und liegt aktuell mit Stand vom Mai 2023 vor. Dieses beinhaltet folgende 
Leitlinien:  

Einzelhandel mit zentrenrelevantem Hauptsortiment soll auf die zentralen Versor-
gungsbereiche konzentriert werden. In Rostrup ist ein Nahversorgungszentrum 
räumlich abgegrenzt. Zentrenrelevante Sortiments sind hier nur deutlich punktuell 
und hinsichtlich der Verkaufsfläche deutlich untergeordnet (nur kleinflächig) sowie 
ausschließlich zur Ergänzung der wohnortnahen Versorgung zulässig. 

Einzelhandel mit zentren- und nahversorgungsrelevantem Hauptsortiment soll pri-
mär in den zentralen Versorgungsbereichen und zur Gewährleistung der Nahversor-
gung sekundär auch an Nahversorgungsstandorten vorgesehen werden. In den Nah-
versorgungszentren ist das Sortiment zulässig in der Warengruppe Nahrungs- und 
Genussmittel zur Sicherung und bedarfsgerechten Weiterentwicklung der Nahver-
sorgungsfunktion des ZVB sowie deutlich untergeordnet in den sonstigen nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten unter Berücksichtigung der jeweiligen landes- und re-
gionalplanerischen Vorgaben. 

  — Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimen-
ten im Hauptsortiment nicht angesiedelt werden sollten, 

— eine Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben mit nah-
versorgungsrelevanten Sortimenten im Hauptsortiment 
kleinflächig möglich sein soll und 

— die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben mit nicht 
zentrenrelevanten Sortimenten im Hauptsortiment aus-
nahmsweise - nach ggf. erfolgter Verträglichkeitsunter-
suchung und ggf. Einschränkung der zentrenrelevanten 
Randsortimente möglich sein soll. 

Einzelhandel mit nicht zentrenrelevantem oder nicht nahversorgungsrelevantem 
Hauptsortiment kann grundsätzlich im gesamten Gemeindegebiet vorgesehen wer-
den. Dieses soll zwar primär im Ortszentrum erfolgen, kann aber nachgeordnet auch 
an anderen Standorten erfolgen, sofern städtebauliche oder raumordnerische Ziel 
nicht dagegen sprechen. 

 

  Wir empfehlen diese Regelungen in die Planunterlagen zu integ-
rieren. 

Die Vorgaben aus der Fortschreibung des EHK werden beachtet. 
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 Fortsetzung Oldenburgi-
sche Industrie- und Han-
delskammer 

Hinsichtlich des Einzelhandelskonzepts, weisen wir auf folgen-
des hin: 
Das EHK ist mittlerweile rund neun Jahre alt. Ein solches Kon-
zept kann nur so lange taugliche Grundlage für konkrete Planun-
gen sein, wie seine tatsächlichen Ermittlungen und die daraus 
gezogenen Schlussfolgerungen noch der Realität gerecht wer-
den. Es ist daher angezeigt, das Konzept hinsichtlich seiner tat-
sächlichen Ermittlungsgrundlagen in regelmäßigen Abständen 
zu überprüfen und es je nach dem Ergebnis dieser Überprüfung 
ggf. auch in aktualisierter Form fortzuschreiben. Eine solche Ak-
tualisierung ist in der Regel nach fünf bis sieben Jahren nach 
dem erstmaligen Beschluss des Konzeptes notwendig (vgl. 
Kuschnerus, Bischopink, Wirth (2018): Der standortgerechte Ein-
zelhandel, 2. Auflage, S. 281)". Wir halten es für erforderlich, das 
EHK zu überprüfen und ggf. zu aktualisieren und vom Rat der 
Stadt beschließen zu lassen. Diesen Prozess sollte ein Arbeits-
kreis mit Vertretern der relevanten Akteure aus Handel, Verwal-
tung, Politik, Verbänden, Stadtmarketing und der Oldenburgi-
schen IHK begleiten. In diesem Arbeitskreis können aktuelle und 
absehbare Vorhaben im gesamtstädtischen Kontext erörtert wer-
den. 

Das Einzelhandelskonzept  wurde fortgeschrieben und liegt aktuell mit Stand vom 
Mai 2023 vor (siehe oben). 

  Zur Nachbarschaft zum „Park der Gärten"  
Die Destination „Park der Gärten" hat eine hohe Bedeutung für 
die touristische Attraktivität der Gemeinde Bad Zwischenahn. Wir 
empfehlen sicherzustellen, dass das Planvorhaben keine nega-
tiven Auswirkungen auf das Nutzungskonzept des „Park der Gär-
ten" hat. Wir weisen deshalb auf Folgendes hin: 

 

Die Anregungen werden berücksichtigt.  

  • Die Erhebungen für die Verkehrsuntersuchung fanden im 
Januar 2022 statt. Also außerhalb der Parksaison die sich 
vom 15. April bis zum 9. Oktober erstreckt. Wir empfehlen 
stattdessen die Erhebungen an besucherstarken Tagen 
des Parks der Gärten durchzuführen. 

Die Verkehrsuntersuchung  vom Büro Zacharias wurde aktualisiert und liegt mit 
Stand vom 10.05.2024 vor. Zur Ermittlung der aktuellen Verkehrswerte im Planungs-
raum wurden neue Zählungen im Jahre 2022 und 2023 vorgenommen. Für die Prog-
nose wurden die Zähldaten von 2022 zugrunde gelegt und pauschal um 15 % erhöht.  
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 Fortsetzung Oldenburgi-
sche Industrie- und Han-
delskammer 

• Das Lärmgutachten berücksichtigt bisher nicht Lärmemis-
sionen die vom Park der Gärten ausgehen. Hierbei sind 
Insbesondere die mehr als dreißig Abendveranstaltungen 
(Konzerte, Kabarett, etc.), die in den Sommermonaten im 
Park der Gärten stattfinden, zu nennen. Diese dauern auch 
bis in die Nachtstunden, also auch über 22 Uhr hinaus. 

Das Lärmschutzgutachten wurde um eine Konfliktbewältigung zwischen dem Park 
der Gärten und der heranrückenden Wohnbebauung ergänzt. Bei der Beurteilung 
wurde ausschließlich der immissionskritische Nachtzeitraum betrachtet. Aufgrund 
der durch den Parkplatzverkehr der Veranstaltung „Illumination“ im Nachtzeitraum 
innerhalb der MI- und WA-Gebiete zu erwartenden Überschreitungen der Orientie-
rungswerte sind für die betroffenen Flächen Maßnahmen zum Schutz bzw. zur Zu-
lässigkeit von Schlafräumen nötig. Diese werden im Bebauungsplan festgesetzt. 

In den allgemeinen Wohngebieten, für die ein freizeitlärmbedingter Beurteilungspe-
gel von > 40 dB(A) nachts prognostiziert wurde und in den Mischgebieten, für die ein 
freizeitlärmbedingter Beurteilungspegel von > 45 dB(A) nachts prognostiziert wurde, 
sind die Fenster von zukünftigen Schlafräumen an der lärmabgewandten Seite an-
zuordnen.  

Alternativ können die folgenden Maßnahmen für die Zulässigkeit von zukünftigen 
Schlafräumen in den betroffenen Flächen zugrunde gelegt werden:  

— Die Fenster zukünftiger Schlafräume sind als Festverglasung/ nicht zu öff-
nende Elemente auszuführen, so dass hier kein Immissionsort im Sinne der 
TA Lärm entsteht. Hierbei ist sicherzustellen, dass mindestens ein weiterer 
Aufenthaltsraum gemäß § 43 NBauO in der gleichen Wohnung ein öffenba-
res Fenster zum Luftwechsel an einer Fassadenseite vorweist, an der der 
Immissionsrichtwert für Freizeitlärm im Nachtzeitraum eingehalten wird. Zu-
dem ist eine ausreichende Belüftung des Schlafraums, ggf. durch bspw. 
den Einbau von schallgedämmten Lüftungssystemen zu gewährleisten.  

— Die Anforderungen an den Schallschutz sind durch schalldämmende Vor-
bauten wie Wände/ Wintergärten oder einen transparenten Windschutz zu 
erfüllen, so dass eine Einhaltung des Immissionsrichtwerts für Freizeitlärm 
im Nachtzeitraum im Abstand von 0,5 m vor dem dahinter befindlichen, zu 
öffnenden Fenster gewährleistet wird. Die Abschirmwirkung der Vorbauten 
muss hierbei das jeweilige Maß der Orientierungs- bzw. Immissionsricht-
wertüberschreitung erreichen.  

Die Zulässigkeit der Schlafräume in den Bereichen mit Überschreitungen der Immis-
sionsrichtwerte für Freizeitlärm im Nachtzeitraum ist im Rahmen des jeweiligen Zu-
lassungsverfahrens nachzuweisen. Hierbei können die Eigenabschirmung sowie 
ggf. die Abschirmung durch vorgelagerte Baukörper berücksichtigt werden. In die-
sem Rahmen kann ebenfalls eine Befreiung von den o. g. Auflagen beantragt wer-
den, wenn im Einzelfall nachgewiesen wird, dass durch entsprechende Maßnahmen 
die jeweils in den Gebieten innerhalb des Nachtzeitraums geltenden Immissionsricht-
werte eingehalten werden.   
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 Fortsetzung Oldenburgi-
sche Industrie- und Han-
delskammer 

Fazit:  
Wir haben derzeit Bedenken gegen das Planvorhaben. Die Un-
terlagen sollten unseren Hinweisen entsprechend überarbeitet 
werden. Wir regen an, das Vorhaben in einem Gespräch mit Ver-
tretern des Parks der Gärten, der Gemeinde Bad Zwischenahn 
und der Oldenburgischen IHK zu diskutieren. 

 

Die Hinweise wurden berücksichtigt. Die Planunterlagen wurden überarbeitet (siehe 
oben). 

  Sprechen Sie uns bei Fragen gerne an.  

14 Deutsche Telekom 
Technik GmbH 
Hannoversche Str. 6-8 
49084 Osnabrück 

15.09.2022 

 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom ge-
nannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 
125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-
auftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Weg-
esicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter ent-
gegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stel-
lungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 
folgt Stellung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
achtet. 

  Die Telekom wird die Voraussetzungen zur Errichtung eigener 
TK-Linien im Baugebiet prüfen. Je nach Ausgang dieser Prüfung 
wird die Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem 
Hintergrund behält sich die Telekom vor, bei einem bereits be-
stehenden oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch 
einen anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes 
zu verzichten. Die Versorgung der Bürger mit Universaldienst-
leistungen nach § 78 TKG wird sichergestellt. 

 

  Wir bitten Sie, Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen 
im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik 
GmbH so früh wie möglich, mindestens zwei Monate vor Baube-
ginn, schriftlich anzuzeigen. 

 

  
 

Keine Anregungen und Bedenken hatten: 
 
1. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg mit Schreiben vom 08.09.2022 
2. Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr – Luftfahrtbehörde – mit Schreiben vom 16.08.2022 
3. Landwirtschaftskammer, Bezirksst. OL-Nord mit Schreiben vom 12.09.2022 
4. TenneT TSO GmbH Lehrte mit Schreiben vom 17.08.2022 
5. Avacon Netz GmbH Salzgitter mit Schreiben vom 10.08.2022 + 17.08.2022 
6. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr mit Schreiben vom 15.09.2022 
7. Amprion GmbH mit Schreiben vom 12.08.2022 
8. Glasfaser Nordwest mit Schreiben vom 19.09.2022 

 
 


